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A. Einleitung: 

Am 1.1.1998 ist das Bundesgesetz, mit dem besondere Ermittlungsmaßnahmen zur 

Bekämpfung organisierter Kriminalität in die Strafprozessordnung eingeführt sowie das 

Strafgesetzbuch, das Mediengesetz, das Staatsanwaltschaftsgesetz und das 

Sicherheitspo lizeigesetz geändert werden, BGBI I Nr. 105/1 997, in Kraft getreten. Die 

Bestimmungen über den automationsunterstützten Datenabgleich sind bereits am 1.10.1997 

in Kraft getreten, jene über die optische und akustische Überwachung nach § 149d 

Abs. 1 Z 3 StPO hingegen erst am 1.7.1998. 

Durch das Strafrechtsänderungsgesetz 2001 , BGBI I Nr. 130/2001 , das am 1.1.2002 in Kraft 

getreten ist, wurden die Bestimmungen über die optische und akustische Überwachung von 

Personen unter Verwendung technischer Mittel und den automationsunterstützten 

Datenabgleich ohne weitere Befristung in den Rechtsbestand übernommen. Zugleich wurde 

der Anwendungsbereich des sogenannten kleinen Späh- und Lauschangriffes (§ 149d Abs. 1 

Z 2 StPO) im Sinn einer Anregung des Rechtsschutzbeauftragten begrifflich klargestellt und 

der Schutz beruflicher Verschwiegenheitspflichten und des Redaktionsgeheimnisses im 

Bereich der optischen und akustischen Überwachung nach § 149d Abs. 1 Z 2 StPO durch 

Ausdehnung der Kontrollbefugnisse des Rechtsschutzbeauftragten (§§ 14ge Abs. 2 und 

1490 Abs. 1 StPO) erweitert. Schließlich wurden noch die Bestimmungen über den 

automationsunterstützten Datenabgleich an jene des DSG 2000 angepasst. 

Mit dem Strafrechtsänderungsgesetz 2002 (BGBI I Nr. 134/2002) wurde die Zulässigkeit der 

sogenannten äußeren Rufdatenauswertung und der Standortfeststellung ausdrückl ich 

gesetzlich geregelt. Darüber hinaus erfolgte eine Anpassung der Regelungen der 

Überwachung eines Femmeldeverkehrs an die modernen Begriffe und Zitate - vor allem an 

den Begriff .Telekommunikation· des Telekommunikationsgesetzes und der 

Überwachungsverordnung. Zugleich wurde klargestellt, dass sich die Bestimmungen der 

Strafprozessordnung auf die Überwachung sämtlicher moderner Formen der 

Telekommunikation beziehen. Schließl ich wurden die Kontrollbefugnisse des 

Rechtsschutzbeauftragten auf die Anordnung und Durchführung der Überwachung der 

Telekommunikation eines Teilnehmeranschlusses erweitert , dessen Inhaber ein 

.Berufsgeheimnisträger" oder Medienunternehmer ist (§ 1490 Abs. 1 Z 4 und Abs. 5 StPO). 

Die Bestimmungen sind am 1.10.2002 in Kraft getreten. 

Seit Inkrafttreten des Strafprozessreformgesetzes (BGBII Nr. 19/2004) sind die 

Bestimmungen über die optische und akustische Überwachung von Personen in § 136 StPO 

geregelt. Eine solche Überwachung ist grundsätzlich von der Staatsanwaltschaft auf Grund 

einer gerichtlichen Bewilligung anzuordnen. Lediglich im Fall einer Entführung oder 
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Geiselnahme (§ 136 Abs 1 Z 1 StPOI kann die Kriminalpolizei die Uberwachung von sich 

aus ohne gerichtlich bewilligte Anordnung durchfuhren Die Bestimmungen uber den 

automationsunterstutzten Datenabgleich sind nunmehr In den §§ 141 bis 143 StPO geregelt 

welche ,m Wesentlichen den bisherigen Regelungen entsprechen Die Uberprufung und 

Kontrolle der Anordnung Genehmigung Bewilligung und Durchfuhrung der 

Ermittlungsmaßnahmen nach §§ 136 Abs 1 Z 3 und 141 StPO obliegen nach § 147 StPO 

wie bisher dem Rechtsschutzbeauftragten Das Strafprozessreformgesetz erweiterte die 

Kontrollbefugnis des Rechtsschutzbeauftragten (§ 147 Abs 1 StPO) gerlngfuglg auf 

verdeckte Ermittlungen nach § 131 Abs 2 StPO und auf Abschluss eines Schelngeschaftes 

nach § 132 StPO Mit dem Budgetbegleltgesetz 2009 (BGBI I Nr 52/2009) wurde die 

Kriminalpolizei ermachtlgt. Scheingeschafte. die zur SIchersteIlung von Suchtmitteln und 

Falschgeld dienen von sich aus durchzufuhren gleichzeitig wurde klargestellt dass die 

KontrollbefugniS des Rechtsschutzbeauftragten sich lediglich auf Jene ScheIngeschafte 

erstreckt die von der Staatsanwaltschaft anzuordnen sind Mit dem strafrechtlichen 

Kom petenzpaket 2010 (BGBI I Nr 108/2010) Sind Befugnisse des 

Rechtsschutzbeauftragten seit 1 1 2011 neuerlich ausgeweitet worden Zuletzt wurde die 

Prufung und Kontrolle durch den Rechtsschutzbeauftragen auf die Auskunft uber 

Vorratsdaten nach § 135 Abs 2a StPO ausgedehnt (BGBII Nr 33/2011) 

Nach § 10a Abs 2 StAG haben die Staatsanwaltschaften uber Strafsachen In denen eine 

optische oder akustische Uberwachung von Personen nach § 136 StPO oder ein 

automatlonsunterstutzter Datenabgleich nach § 141 StPO angeordnet wurde. den 

Oberstaatsanwaltschaften allJahrllch einen Bericht vorzulegen dem In den Fallen einer 

optischen und akustischen Uberwachung nach § 136 Abs 1 Z 2 StPO (kleiner Spah- und 

LauschangrIff') und Z 3 (.großer Spah- und LauschangrIff') sowie des Datenabglelchs nach 

§ 141 Abs 2 und Abs 3 StPO die Ausfertigungen der betreffenden Anordnungen samt 

gerichtlicher Bewilligung anzuschließen sind Die Berichte haben Insbesondere zu enthalten 

1 die Anzahl der Falle. In denen die optische oder akustische Uberwachung von 

Personen oder ein automatlonsunterstutzter Datenabgleich angeordnet wurde. sowie 

die Anzahl der von einer Uberwachung betroffenen und der durch einen Datenabgleich 

ausgeforschten Personen 

2 den Zeitraum der einzelnen Uberwachungsmaßnahmen 

3. die Anzahl der Falle. In denen die genannten besonderen Ermittlungsmaßnahmen mit 

Erfolg durchgefuhrt wurden 

Diese Berichte haben die Oberstaatsanwaltschaften zu prufen sie gegebenenfalls 

rIchtigstelien zu lassen oder sonst die erforderlichen Verfugungen zu treffen Sie haben dem 
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Bundesmlnlsterrum fur Justiz eine GesamtübersIcht uber besondere Ermittlungsmaßnahmen 

samt den Ausfertigungen der bewilligten Anordnungen zu ubermltteln (§ 10a Abs. 3 StAG) 

Der Bundesminister fur JustiZ hat auf Grundlage der Berrchte der Staatsanwaltschaften und 

des Berichtes des Rechtsschutzbeauftragten alljährlich dem Nationalrat. dem Datenschutzrat 

und der DatenschutzkommissIon einen Gesamtberrcht über den Einsatz besonderer 

Ermittlungsmaßnahmen zu erstatten, soweit diese mit gerichtlichen Bewilligung durchgeführt 

wurden (§ 10aAbs 4 StAG) 

Im Hinblick auf die sogenannte "Vorratsdatenspeicherung' Ist zur gesetzlichen Entstehung 

darauf hinzuweisen, dass die Richtlinie 2006/24/EG uber die Vorratsspeicherung von Daten, 

die bel der Bereitstellung öffentlich zugänglicher elektronischer Kommuntkatlonsdlenste oder 

öffentlicher Kommunikationsnetze erzeugt oder verarbeitet werden. und zur Änderung der 

Richtlinie 2002/58/EG von Daten, die Mitgliedstaaten verpflichtet, Regelungen einzuführen. 

auf Grund welcher genau definierte Stamm-, Standort- und Verkehrsdaten der Sprach- und 

Internettelefonie unter Einschluss des E-Mailverkehrs zum Zwecke der Strafverfolgung von 

Terrorrsmus und schweren Straftaten für eine Frrst ZWischen sechs Monaten und zwei 

Jahren aufbewahrt werden müssen 

Nachdem Österreich die Umsetzungsfrist verstreichen ließ und mit Urteil vom 29 Juli 2010 

vom EUGH wegen Nichtumsetzung der Richtlinie verurteilt wurde, hat Österreich die 

Umsetzung In einem umfassenden Gesamtpaket. das Anderungen Im TKG, der StPO und Im 

SPG beinhaltete, vorgenommen Dabei handelte es sich um das Bundesgesetz, mit dem das 

Telekommunikationsgesetz 2003 - TKG 2003 geändert wird (BGBI I Nr. 27/2011) und das 

Bundesgesetz, mit dem die Strafprozessordnung 1975 und das SIcherheitspolizeigesetz 

geändert werden (BGBI I Nr 30/2011) 

Die Bestimmungen uber die Auskunft von Vorratsdaten traten mit 1 April 2012 In Kraft 

Dabei wurde vor allem auf eine maßvolle und verhältnismaßige Umsetzung der 

Speicherverpflichtung von Vorratsdaten durch die Anbleter sowie der zulässigen 

Abfragemöglichkeiten nach der StPO und dem SPG unter Einbeziehung eines 

größtmöglichen Rechtsschutzes geachtet. Es konnte den Strafverfolgungsbehörden damit 

ein modernes und effizientes Mittel zur Verfügung gestellt werden 

Die Speicherfrist für Vorratsdaten betrug sechs Monate und entsprach dem Mindestmaß der 

RL 2006/24/EG. 

Die Definition der Vorratsdaten und deren Speicherverpflichtung durch Anbleter war Im 

Telekommunikationsgesetz 2003 (TKG) festgelegt. Gemäß § 92 Abs. 6 TKG handelte es 

sich bel Vorratsdaten um Daten, die ausschließlich aufgrund der Speicherverpflichtung 

gemaß § 102a TKG gespeichert werden. 

,I 
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Demnach hatten Anbleter offentllcher Kommunikationsdienste die dort aufgelisteten Daten 

.. ab dem Zeitpunkt der Erzeugung oder Verarbeitung bis sechs Monate nach Beendigung der 

Kommunikation zu speichern· Je nach Dienstleistung konnten In den Abs 2 bis 4 leg Clt 

folgende Speicherverpflichtungen unterschieden werden 

Internet-Zugangsdlenste lAbs 2) 

1 Name. Anschrift und Teilnehmerkennung des Teilnehmers dem eine offentllche IP

Adresse zu einem bestimmten Zeitpunkt unter Angabe der zugrunde liegenden 

Zeitzone zugewiesen war 

2 Datum und Uhrzeit der Zuteilung und des Entzugs einer offentllchen IP-Adresse bel 

einem Internet-Zugangsdlenst unter Angabe der zugrundeliegenden Zeitzone. 

3 die Rufnummer des anrufenden Anschlusses fur den Zugang uber Wahlanschluss 

4 die eindeutige Kennung des Anschlusses uber den der Internet-Zugang erfolgt ISt 

II Offentllche Telefondienste einschließlich Internet-Telefondlenste lAbs 3) 

1 Name. Anschrift und TeIlnehmerkennung des Teilnehmers. dem eine offentllche IP

Adresse zu einem bestimmten Zeitpunkt unter Angabe der zugrunde liegenden 

Zeitzone zugewiesen war 

2 Datum und Uhrzeit der Zuteilung und des Entzugs einer offentllchen IP-Adresse bel 

einem Internet-Zugangsdlenst unter Angabe der zugrundeliegenden Zeitzone. 

3 die Rufnummer des anrufenden Anschlusses fur den Zugang uber Wahlanschluss. 

4 die eindeutige Kennung des Anschlusses uber den der Internet-Zugang erfolgt ISt 

III E-Mall-Dlenste lAbs 4) 

1 die einem Teilnehmer zugewiesene Teilnehmerkennung 

2 Name und Anschrift des Teilnehmers. dem eine E-Mall-Adresse zu einem bestimmten 

Zeitpunkt zugewiesen war 

bel Versenden einer E-Mail die E-Mall-Adresse und die offentllche IP-Adresse des 

Absenders sowie die E-Mall-Adresse Jedes Empfangers der E-Mail 

Besonderes Augenmerk wurde auf die DatensIcherheit gelegt und zwar nicht nur bel der 

Speicherung der Daten sondern vor allem bel der Beauskunftung von Daten durch die 

Anbleter an die Strafverfolgungsbehorden (vgl §§ 102b und c TKG) 
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Eine Auskunft uber Vorratsdaten war gemaß § 102b Abs 1 TKG nur aufgrund einer 

gerichtlichen bewilligten Anordnung der Staatsanwaltschaft zur Aufklarung und Verfolgung 

von Straftaten deren Schwere eine Anordnung nach § 135 Abs 2a StPO rechtfertigt 

zulasslg § 135 Abs 2a StPO venwles auf die Voraussetzungen fur die Anordnung einer 

Auskunft uber Daten einer Nachrlchtenubermlttlung gemaß § 135 Abs 2 Z 2 bis 4 StpO 

Eine Auskunft uber Vorratsdaten war danach dann zulasslg 

2 wenn zu erwarten Ist äass äaäurch die Aufklarung emer vorsatzllchllccjan'lenen Straftat 

elle rmt emer Freiheitsstrafe von mehr als sechs Monaten beäroht 1St. gefoHlelt wer elen kann 

une! elcr Inhabcl eier teclullschen Em(fchtung. elle Ursprung oäer Zlcl Clncr UbcrtragunCj von 

Nacl/flcl/ten war oeler scm wild. der Auskunft ausdrucklich zustmullt. oOcr 

3 wcnn zu crwartcn Ist. äilSS äaäurch äle Aufklilrung einer vorsatzlich Ilcqanqcnen Straftat 

clie mil Frell/eltsstrafe von mehr als emem Jahr bedroht 1St. 'leforelert weräen kann unä auf 

Gruncl bestilllmter Tatsachen anzunehmen 1St. class äaäurch Daten eies Beschulellgtcn 

emuttelt werelen konnen 

4 wenn auf Grunelllestlf1ulIter Tatsachen zu erwarten ISt elass cJaelurch äer Aufentl/illt eil ws 

fluchtl'len oeler abwesenelen Beschuldigten der emer vorsatzlich be'langcncn rmt melu als 

ell/Jahnger Frelhcltsstrafe beelrohten strafbaren Hanälung e!nngenel vcrrlilchtl'l ISt ernllttelt 

were!en kann .. 

Vor einer gerichtlichen Genehmigung und damit Kontrolle der Anordnung der 

Auskunftsertellung uber Vorratsdaten der Staatsanwaltschaft oblag dem 

Rechtsschutzbeauftragten nach § 147 Abs 1 Z 2a StPO die Prufung und Kontrolle der 

Anordnung Genehmigung und Bewilligung und Durchfuhrung samtllcher Anordnungen Die 

Prufung durch den Rechtsschutzbeauftragten stellte nach der Rechtsprechung des 

Oberlandesgerichts Wien eine Voraussetzung fur die BeWilligung d-Jrch das Geflcht dar 

Aufgrund dessen war gewahrleistet dass die Stellung des Rechtsschutzbeauftragten Im 

Verfahren nicht umgangen werden konnte 

Gemaß § 147 Abs 5 StPO (ldF BGBI I Nr 52120091 hat der Rechtsschutzbeauftragte biS 

zum 31 Marz eines Jeden Jahres dem Bundesminister einen Bericht über seine Tätigkeit 

und seine Wahrnehmungen zur Anwendung der Bestimmungen uber die In § 147 Abs 1 

StPO angefuhrten besonderen Ermittlungsmaßnahmen zu ubermltteln Durch das 

strafrechtliche Kompetenzpaket - sKp (BGBI I Nr 108/2010) wurde diese Bestimmung In 

§ 47a Abs 7 StPO verschoben Die BerIchtspflicht erstreckten Sich danach auf seine 

Tatlgkelt und seine Wahrnehmung Im Rahmen seiner Aufgabenerfullung Im 

vorangegangenen Jahr (§§ 23 Abs 1a 147 195 Abs 2a StPO) 

h 
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Abschließend Ist festzuhalten. dass der VfGH In den Gesetzesprufungsverfahren zu den 

Aktenzahlen G 47/2012. G 59/2012. G 62. 70. 71/2012 mit Beschluss vom 28 November 

2012 gemaß Art 267 AEUV dem EuGH diverse Fragen zur Gultlgkelt von Handlungen von 

Organen der Union und zur Auslegung der Vertrage mit Bezug auf die Richtlinie 2006/24/EG 

des Europalschen Parlaments und des Rates vom 15 Marz 2006 uber die 

Vorratsdatenspeicherung von Daten. die bel der Bereitstellung offentllcher 

Kommunikationsnetze erzeugt oder verarbeitet werden und zur Anderung der Richtlinie 

2002/58/EG (Im weiteren RL I zur Entscheidung vorgelegt hatte 

Der EuGH hat In seinem Urteil vom 8 April 2014 In den verbundenen Rechtssachen C-93/12 

und C-594/12 zunachst festgestellt dass In der Verpflichtung zur Vorratsspeicherung der In 

der RL angefuhrten Daten und der Gestattung des Zugangs der zustandlgen nationalen 

Behorden zu Ihnen ein besonders schwerwiegender Eingriff In die Grundrechte auf Achtung 

des Privatlebens und auf Schutz personenbezogener Daten gelegen Ist 

Trotzdem Ist nach Meinung des EuGH die Vorratsdatenspeicherung nicht geeignet. den 

Wesensgehalt der Grundrechte auf Achtung des Privatlebens und auf Schutz 

personenbezogener Daten anzutasten. weil die RL namllch nicht die Kenntnisnahme des 

Inhalts elektronischer Kommunikation gestattet und außerdem vorsieht. dass die 

D,ensteanb,eter bzw Netzbetrelber bestimmte Grundsatze des Datenschutzes und der 

DatensIcherheit einhalten mussen 

Zur Rechtfertigung dieses Eingriffs Wird weiters ausgefuhrt dass die Speicherung der Daten 

auf Vorrat fur eine allfallige spate re Weiterleitung an die zustandlgen Behorden dem Ziel der 

Bekampfung von schwerer Krlmlnalltat und der Aufrechterhaltung der offentllchen Sicherheit 

und damit dem Gemeinwohl dienen kann 

Im Hinblick auf die Prufung der Verhaltnlsmaß'gkelt erachtet der EuGH die 

Vorratsdatenspeicherung als grundsatzlich geeignet die angestrebten Ziele zu erreichen und 

weist In diesem Zusammenhang die Argumente. wonach es trotzdem Mogllchkelten gebe 

anonym zu kommunizieren bzw die nicht In den Anwendungsbereich der RL fallen. zuruck 

Der EuGH kommt Jedoch zu dem ErgebniS dass der Unionsgesetzgeber beim Erlass der RL 

uber die Vorratsspeicherung von Daten die Grenzen uberschrltten hat die es zur Wahrung 

des Grundsatzes der Verhaltnlsmaß,gkelt einzuhalten gilt 

Die Beurteilung ob und Inwieweit der osterreichische Gesetzgeber eine 

grundrechtskonforme Regelung der Vorratsdatenspeicherung vorgenommen hat. hatte der 

VfGH In den bereits erwahnten Gesetzesprufungsverfahren zu entscheiden Mit Erkenntnis 

vom 27 Juni 2014 hob der VfGH die auf die Vorratsdatenspeicherung bezugnehmenden 

gesetzlichen Bestimmungen des TKG SPG und der StPO auf 
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.. 1 Im Bundesgesetz mit dem ein Telekommunikationsgesetz erlassen wird 

(Telekommunikationsgesetz 2003 - TKG 2003) BGBI I Nr 70/2003 In der Fassung BGBI 

Nr 27/2011 werden folgende Bestimmungen als verfassungswidrig aufgehoben 

§ 92 Abs 3 Z 6b 

,n § 93 Abs 3 die Wortfolge .. elnschlleßllch Vorratsdaten 

In § 94 Abs 1 die Wortfolge .elnschlleßllch der Auskunft uDer Vorralsdaten 

In § 94 Abs 2 die Wortfolgeelnschileßllch der Auskunft uber Vorratsdaten 

In § 94 Abs 4 die Wortfolgen.elnschlleßllch der Ubermlttlung von Vorratsdaten .. 

und .. sowle die naheren Bestimmungen betreffend die Speicherung der gemaß 

§ 1 02c angefertigten Protokolle. 

In § 98 Abs 2 die Wortfolge ... auch wenn hlefur ein Zugriff auf gemaß § 1 02a Abs 3 

Z 6 Iit d gespeicherte Vorralsdaten erforderlich ISt 

,n § 99 Abs 5 Z 2 die Wortfolge auch wenn d ese als Vorratsdaten gemaß § 102a 

Abs 2 Z 1 Abs 3 Z 6 111 a und b oder § 1 02a Abs 4 Z 1 2 3 und 5 langstens sechs 

Monate vor der Anfrage gespeichert wurden 

In § 99 Abs 5 Z 3 die Wortfolge. auch wenn hlefur ein Zugriff auf gemaß § 102a 

Abs 3 Z 6 Iit d gespeicherte Vorratsdaten erforderlich ISt 

In § 99 Abs 5 Z 4 die Wortfolgen .. auch· und .. als Vorratsdaten gemaß § 102a Abs 2 

Z 1 oder § 1 02a Abs 4 Z 1 2. 3 und 5 

§ 102a 

§ 102b 

§ 1 02c Abs 2 3 und Abs 6 

,n § 109 Abs 3 die Z 22 23 24 25 und 26 

II § 134 Z 2a und § 135 Abs 2a der Strafprozeßordnung 1975 (StPO) BGBI Nr 631/1975 

In der Fassung BGBI I Nr 33/2011. werden als verfassungswidrig aufgehoben 

III Im Bundesgesetz uber die Organisation der SIcherheitsverwaltung und die Ausubung der 

Sicherheitspolizei (Sicherheitspolizeigesetz - SPG) BGBI Nr 566/1991 werden folgende 

Bestimmungen aufgehoben 

In § 53 Abs 3a Z 3 In der Fassung BGBI I Nr 33/2011 die Wortfolge auch wenn 

hlefur die Verwendung von Vorratsdaten gemaß § 99 Abs 5 Z 4 IVm § 102a TKG 

2003 erforderlich ISt .. 
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In § 53 Abs 3b In der Fassung BGBI I Nr 13/2012 die Wortfolge. auch wenn hlefur 

die Verwendung von Vorratsdaten gemaß § 99 Abs 5 Z 3 IVm § 102a TKG 2003 

erforderlich Isr 

IV Fruhere gesetzliche Bestimmungen treten nicht wieder In Kraft 

Die Kundmachung erfolgte In BGBI I Nr 44/2014 die Aufhebungen waren daher mit 1 Juli 

2014 Wirksam 

In Umsetzung dieses Erkenntnisses gab das Bundesmlnlstenum fur JustiZ mit 1 Juli 2014 

einen Erlass zur Aufhebung der Bestimmungen uber die Vorratsdatenspeicherung -

Vorgehenswelse aufgrund des Erkenntnisses des Verfassungsgenchtshofs vom 27 Juni 

2014 G 47/12 u a. BMJ-S578 026/0013-IV 3/2014 heraus. aus dem Sich u a ergibt 

Aus gegebenem Anlass weist das Bundesnl1lustenum fur JUstiZ alle Staatsanwaltschaften 

äarauf lun ab sofort kellle Anoränungen gen laß § 135 Abs 2.1 StPO mehr zu erlassen sowie 

auf/echte Anträge auf genchtliche Bewi/"q'''lr! solcher Anordnungen zuruckZllZlehen 

Im Ubngen waren Daten die aufgrunä elller äem Beschuldigten gegenuber noch mcht 111 

Reclltskraft erwachsenen Anoränung (vql § 145 Abs 2 StPO) errllltteit wurden umgehenä 

zu verruchten [ ] Im SJlJne eJlJer rechtsstaat/Ich gebotenen Wirksamen Umsetzung eies 

Erkenntmsses des VeriassungsgenclltsllOfs slne! rlaher die Staatsanwaltschaften verpflichtet 

samtllche rlavon betroffenen Daten (Im HJlJlJIlck auf Anoränungen el,e <lern Bescllllirilqten 

qegenuber noch mcht In ReChtskraft envachsen sJlJä) zu loschen 

Demgegenuber bleiben JIJ Bi/ä- unä Sell11ftform ubertragene Ergebmsse von 

Errlllttiungsmaßnahmen äeren Bezug habencle Anorelnung elem Beschulcilgten gegenuber JIJ 

Rechtskraft erwachsen Ist (vgl § 145 Abs 2 StPO) unel elle JlJsowelt zum Akt genommen 

wurelen. vom Erkenntllls eies Verfassungsgellchtshofs unberuhrt unel konnen 1171 welteICn 

Verfahren verwenelet werelen (kellle Ruckwllkung) 

'I 
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B. Gesamtbericht über besondere Ermittlungsmaßnahmen im Jahr 
2013 

I. Optische und akustische Überwachung von Personen: 

1. Im Berichtszeitraum 2013 wurde in insgesamt drei Fällen eine optische und/oder 

akustische Überwachung nach § 136 Abs. 1 Z 3 StPO (.großer Späh- und Lauschangriff) 

angeordnet und in allen Fällen auch durchgeführt. Der Rechtsschutzbeauftragte wurde mit 

diesen Anordnungen gemäß § 147 Abs. 3 StPO befasst. 

Eine optische und akustische Überwachungsmaßnahme wurde von der Staatsanwaltschaft 

Salzburg mit gerichtlicher Bewilligung wegen des dringenden Verdachtes der Verbrechen 

des Suchtgifthandels nach § 28a Abs. 1. zweiter. dritter und fünfter Fall , Abs. 2 Z 1, Abs. 4 

Z 1, 2 und 3 und Abs. 5 SMG sowie wegen der Vergehen der kriminellen Vereinigung nach 

§ 278 Abs. 1 erster und zweiter Fall StGB angeordnet. Eine akustische 

Überwachungsmaßnahme wurde von der Staatsanwaltschaft Klagenfurt und der 

Staatsanwaltschaft Innsbruck aufgrund von Anordnungen durch den Ermittlungsrichter des 

deutschen BGH und darauf gegründete Rechtshilfeersuchen des Generalbundesanwaltes 

wegen des dringenden Verdachtes der Mitgliedschaft in einer terroristischen Vereinigung im 

Ausland gemäß den §§ 129a Abs. 1 Nr. 1. Abs. 2 Nr. 2, Abs. 4, 129b Abs. 1 des deutschen 

Strafgesetzbuches angeordnet. Eine weitere akustische Überwachungsmaßnahme wurde 

von der Staatsanwaltschaft St. Pölten mit gerichtlicher Bewilligung wegen des dringenden 

Verdachtes des Verbrechens der terroristischen Vereinigung nach § 278b Abs. 2 StGB 

angeordnet. Zu den durchgeführten Überwachungsmaßnahmen ist Folgendes zu bemerken: 

a. Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft Salzburg: 

In diesem Ermittlungsverfahren wurde bereits im Jahr 2012 ein Lausch- und Spähangriff 

bewilligt (siehe Gesamtbericht 2012 S. 9) und es stehen nach wie vor mehrere Personen im 

dringenden Verdacht in einem organisierten Zusammenschluss grenzüberschreitend mit 

Suchtgift zu handeln und somit das mit einer Freiheitsstrafe von 10 bis 20 Jahren oder mit 

lebenslanger Freiheitsstrafe bedrohte Verbrechen des Suchtgifthandels verschiedentlich 

qual ifiziert nach § 28a SMG, sowie das Vergehen der kriminellen Vereinigung nach § 278 

Abs. 1 teils erster, teils zweiter Fall StGB zu begehen. Die bereits 2012 bewilligte 

Ermittlungsmaßnahme hat sich aufgrund mangelnder geeigneter technischer Mittel zur Bild

und Tonübertragung verzögert , weshalb sie erst am 24. bzw. 30. Jänner 2013 durchgeführt 

werden konnte. Die optische und akustische Überwachung eines von mehreren 

BeSChuldigten (es handelte sich hierbei um das führende Mitglied einer Verbindung einer 

größeren Zahl von Menschen zur Begehung von strafbaren Handlungen nach § 28a SMG) 

brachte im Ergebnis, dass von einigen BeSChuldigten nach wie vor größere Suchtgiftmengen 
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angekauft, zum We~erverl<auf weitergegeben und in weiterer Folge nach Hallein geliefert 

werden. 

Nach der angeführten Verdachtslage wurde mit gerichtlicher Bewilligung vom 27. Februar 

2013 zufolge qualifizierter Erfolgswahrscheinlichkeit aufgrund der bisherigen Ergebnisse die 

optische und akustische Überwachung der Räumlichkeiten eines Beschuldigten für den 

Zeitraum 1. März bis 31 . Mai 2013 verlängert, wobei für die Durchführung wieder die 

Sondereinheit Observation (SEO) gemäß § 136 Abs. 2 StPO ermächtigt wurde. 

Die Maßnahme wurde am 25. April 2013 aus kriminaltak1ischen Gründen (Gefahr der 

Entdeckung) vorzeitig beendet, nachdem die bis dahin erzielten Ergebnisse den der 

Maßnahme zugrunde liegenden Verdacht in vielfacher Hinsicht bestätigt hatten. 

b. Ermittlungsverfahren der Staatsanwalt chaft Klagenfurt sowie der 

Staatsanwaltschaft Innsbruck: 

In den beiden Verfahren wurde jeweils aufgrund von Anordnungen durch den 

Ermittlungsrichter des deutschen BGH und darauf gegründete Rechtshilfeersuchen des 

Generalbundesanwaltes mit gerichtlicher Bewilligung der Staatsanwaltschaft Klagenfurt (vom 

6. Juni 2013 für die Zeit vom 7. bis 28. Juni 2013) und der Staatsanwaltschaft Innsbruck 

(vom 20. August 2013 für die Zeit vom 21 . August bis 28. September 2013; vom 7. OKtober 

2013 für die Zeit vom 7. bis 26.0ktober 2013; vom 24. Dezember 2013 für die Zeit vom 

27. Dezember 2013 bis 18. März 2014) die Anordnung erlassen, einen in Deutschland 

zugelassenen PKW, von dem anzunehmen war, dass er nach Österreich gelangen würde, 

akustisch zu überwachen. 

Den Anordnungen liegt der Verdacht der Rädelsführer- und Mitgliedschaft in einer 

terroristischen Vereinigung im Ausland im Sinne der Verbrechen nach den §§ 129a Abs. 1 

Nr. 1, Abs. 2 Nr. 2, Abs. 4, 129b Abs. 1 deutsches Strafgesetzbuch zugrunde, der im 

österreichischen Recht das Verbrechen der terroristischen Vereinigung nach § 278b Abs. 2 

StGB begründet. 

Nach dem bisherigen Ermittlungsstand sind die ausgeforschten Personen eines Verbrechens 

der terroristischen Vereinigung dringend verdächtig, dessen Aufklärung ohne die 

angeordnete Eingriffsmaßnahme aussichtlos oder wesentlich erschwert wäre. Die 

Verhältnismäßigkeit steht außer Zweifel. 

Die ersten drei Maßnahmen blieben ergebnislos, weil der überwachte PKW in den 

entsprechenden Zeiträumen nicht nach Österreich gelangte; die letztgenannte Maßnahme ist 

noch im Laufen. 

11 

III-170 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original)12 von 47

www.parlament.gv.at



c. Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft St. Pölten: 

In diesem Verfahren wurde mit gerichtlicher Bewilligung vom 16. Oktober 2013 die 

akustische Überwachung des Besuchsbereichs der Justizanstalt St. Pölten am 17. Oktober 

2013 für das zu erwartende Gespräch zwischen einem in Strafhaft wegen des Verbrechens 

der terroristischen Vereinigung nach § 278b Abs. 2 StGB befindlichen Beschuldigten und 

einem Besucher, welcher in Verdacht steht, mit dem Strafhäftling in einer terroristischen 

Vere inigung iSd § 278b Abs. 2 StGB zu stehen, angeordnet. 

Im Zuge von im Vorfeld genehmigten Telefonüberwachungen stellte sich heraus, dass der 

Besucher zu dem Strafgefangenen mehrfach telefonisch Kontakt hatte. Es bestand der 

dringende Verdacht, dass der Besucher den Kontakt als Besprechung für die bestehenden 

Vorwürfe des Strafgefangenen nützen werde. Die Verhältnismäßigkeit stand außer Zweifel. 

Die Überwachung wurde am 17. Oktober 2013 zwischen 11.38 Uhr bis 11.44 Uhr 

durchgeführt. Dem aufgezeichneten Gespräche konnten keine Erkenntnisse entnommen 

werden. 

2. Im Jahr 2013 wurde eine akustische Überwachungen nach § 136 Abs. 1 Z 2 StPO 

(.kleiner Späh- und Lauschangriff) angeordnet. 

a. Ermittlungsverfahren der Staatsanwaltschaft Wien : 

Aufgrund gerichtlicher Bewilligung vom 8. November 2013 ordnete die Staatsanwaltschaft 

Wien die akustische Überwachung des Beschuldigten sowie mehrerer unbekannter Täter an, 

welche im Verdacht standen das Verbrechen der versuchten Erpressung nach §§ 15, 144 

Abs. 1 StGB verwirklicht zu haben. 

Die Überwachung des Gesprächs zwischen dem Opfer und dem potentiellen Täter wurde 

vom 8. November 2013, 17.00 Uhr bis 10. November 2013, 08.00Uhr durchgeführt; es 

ergaben sich jedoch keine zum Tatnachweis geeigneten Äußerungen, weshalb eine 

Übertragung der Gesprächsaufzeichnungen unterblieb und das Ermittlungsverfahren am 

12. März 2014 aus Beweisgründen eingestellt wurde. 

3. Optische Überwachungen nach § 136 Abs. 3 Z 1 und 2 StPO ("VideofalleU) wurden im 

Berichtsjahr in 138 Fällen angeordnet, wovon in 66 Fällen die Überwachung außerhalb 

von Räumen (§ 136 Abs. 3 Z 1 StPO) und in 63 Fällen innerhalb von Räumen mit 

Zustimmung deren Inhaber (§ 136 Abs. 3 Z 2 StPO) erfolgte. In vier Fällen wurde trotz 

bewilligter Anordnung tatsächlich nicht überwacht. Trotz Tendenz zum Anstieg der 

Überwachungen nach § 136 Abs. 3 StPO in den Vorjahren - nach nur insgesamt 66 Fällen 

im Jahr 2010, stiegen die Überwachungen mit 158 Fällen im Jahr 2012 auf mehr als das 

doppelte - kam es im Jahr 2013 wieder zu einem geringen Rückgang. 
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4. In 54 Fällen (= ErmittlungslIerfahren) war die Überwachung erfolgreich. In 64 Fällen 

hingegen war die Überwachung erfolglos. In insgesamt 17 Fällen liegt ein Ergebnis nicht 

lIor bzw. kann der Erfolg der durchgeführten Maßnahme noch nicht beurteilt werden. 

Die angeordneten optischen und/oder akustischen Überwachungen richteten sich gegen 

insgesamt 148 Verdächtige. Gegen weitere 19 Personen wurde auf Grund der Ergebnisse 

der Überwachung ein Verfahren eingeleitet (§ 140 Abs. 2 StPO). 

Die den Überwachungen zu Grunde liegenden Delikte betrafen lIorwiegend solche gegen 

fremdes Vermögen (104); in 19 Fällen diente die Überwachung der Aufklärung eines 

Verbrechens nach dem SMG; in lIier Fällen der Aufklärung lIon strafbaren Handlungen 

gegen Leib und Leben. Ein Fall betraf ein Verfahren wegen des Verbrechens einer 

kriminellen Organisation und in keinem Verfahren nach dem Verbotsgesetz wurde eine 

optische oder akustische Überwachung durchgeführt. Die restlichen sieben Fälle betrafen 

sonstige Delikte. 

In insgesamt 28 Fällen erfolgte gemäß § 137 Abs. 3 StPO eine neuerliche Anordnung . 

Dies stellt einen geringen Rückgang zum Vorjahr (2012: 30 Fälle), jedoch dennoch einen 

Anstieg im Vergleich zum Jahr 2011 (15 Fälle) dar. Mit Ausnahme der Zahlen im Jahr 2011 

kann hier ein gleiches Nilleau beobachtet werden (2010: 29 Fälle und 2009: 35 Fälle). In 93 

Fällen - und somit im überwiegenden Teil der Fälle - wurden die Zeiträume für die 

durchgeführte Überwachung mit über einem Monat festgelegt; hingegen wurde eine sehr 

kurze Überwachungsdauer, nämlich bis zu 24 Stunden, nur in einem Fall angeordnet. In acht 

Fällen wurde über einen Zeitraum lIon 14 Tagen und in 33 Fällen über 1 Monat die 

Überwachung angeordnet. 

5. Die lIon der Staatsanwaltschaft beantragten Anordnungen einer besonderen 

Ermittlungsmaßnahme wurden in einem Fall 110m Gericht nicht bewilligt. 

Gegen durchgeführte Überwachungen wurde in keinem Fall eine Beschwerde durch den 

BeSChuldigten bzw. Inhaber der Räumlichkeiten erhoben. Ebenso wurde in keinem Fall ein 

Antrag auf Vernichtung lIon Bildern und Teilen der schriftlichen Aufzeichnungen 

gestellt. 

11. Zum automationsunterstützten Datenabgleich nach §§ 141 ffStPO 

Die Durchführung eines automationsunterstützten Datenabgleichs (,Rasterfahndung" - § 141 

StPO) wurde im Berichtsjahr 2013 im Bundesgebiet lIon den Staatsanwaltschaften in keinem 

Fall angeordnet. 
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111. Bericht über die Verwendung von Vorratsdaten aufgrund der gemäß 

§ l02c Abs. 5 TKG übermittelten Informationen 

Gemäß § 102c Abs. 4 TKG haben die gemäß § 102a TKG zur Speicherung verpflichteten 

Anbieter .zum Zweck der Berichterstattung [ ... ) an den Nationalrat die Protokolldaten gemäß 

Abs. 2 Z 2 bis 4 an den Bundesminister für Justiz zu übermitteln." 

Die Protokolldaten werden von den Anbietern bereits bei jeder Anfrage an die 

DurchlaufsteIle. also jene Einrichtung übermittelt. die aus Datensicherheitsgründen für die 

Kommunikation zwischen Strafverfolgungsbehörden und Anbietern verwendet wird. Die 

Protokolldaten sind deswegen bei der DurchlaufsteIle durch das Bundesrechenzentrum 

ausgewertet worden und befinden sich in der Tabelle. die dem Bericht als Beilage ./0 

angeschlossen ist. 

Gegenüber dem Vorjahr wurden aus datenschutzrechtlichen Erwägungen in der Spalte A die 

Aktenzahlen durch Zahlen ersetz1 und in der Spalte H die letzten Ziffern der OLS-IO 

unkenntlich gemacht. Ergänzend zum Bericht wäre die ebenso im Anhang in Beilage ./E 

angeschlossene Auswahll iste zu beachten. 

In der Spalte H sind die sogenannten .OLS-IO· aufgelistet. Erklärend kann dazu ausgeführt 

werden. dass eine solche pro Anfrage und pro Betreiber ausgestellt wird. Ergeht sohin eine 

Anordnung an zwei Anbieter. werden zwei OLS-IO vergeben. Die zugrundeliegende 

Regelung befindet sich in der Verordnung der Bundesministerin für Verkehr. Innovation und 

Technologie betreffend die Datensicherheit (Datensicherheitsverordnung TKG-OSVO) in 

§ 13: .(1) Die DurchlaufsteIle vergibt zu jeder Anfrage eine einmalige. eindeutig zuordenbare 

Transaktionsnummer zur Prüfung der Authentizität der Anfrage und zur Nachverfolgung 

jeder Anfrage sowie deren Beantwortung (Unique-IO). Aus der Transaktionsnummer muss 

sowohl auf die zugrunde liegende konkrete Anfrage der Behörde als auch auf den 

angefragten Betreiber geschlossen werden können." 

Gemäß § 102c Abs. 2 Z 2 bis 4 leg. eil. handelt es sich bei den Protokolldaten um folgende 

Inhalte: 

1. in den Fällen des § 99 Abs. 5 Z 3 und 4 die dem Anbieter mit dem 

Auskunftsbegehren bekannt gegebene Aktenzahl der Sicherheitsbehörde. Dabei 

handelt es sich einerseits um die Auskunft über Verkehrsdaten und Stammdaten, 

wenn hiefür die Verarbeitung von Verkehrsdaten erforderlich ist, sowie um die 

Auskunft über Standortdaten an nach dem SPG zuständige Sicherheitsbehörden 

nach Maßgabe des § 53 Abs. 3a und 3b SPG. Ist eine aktuelle Standortfeststellung 

nicht möglich, darf die Standortkennung (Cell-IO) zum letz1en 

14 

III-170 der Beilagen XXV. GP - Bericht - 02 Hauptdokument (gescanntes Original) 15 von 47

www.parlament.gv.at



Kommunikationsvorgang der Endelnnchtung verarbeitet werden. auch wenn hlefur 

ein Zugnff auf gemaß § 102a Abs 3 Z 6 Iit d gespeicherte Vorratsdaten erforderlich 

Ist (§ 99 Abs 5 Z 3 TKG) 

Gemaß den von der Durchlaufsteile ubemllttelten Daten erfolgte Im Benchtszeltraum 

keine Anfrage auf Grundlage von § 53 Abs 3a Z 3 SPG Im Vorjahr ergab sich eine 

Anfrage 

Andererseits sind davon auch die Auskunft uber Zugangsdaten an die nach dem 

SPG zustandlge Sicherheitsbehorden nach Maßgabe des § 53 Abs 3a Z 3 SPG 

umfasst. auch wenn diese als Vorrats daten gemaß § 102a Abs 2 Z 1 oder § 102a 

Abs 4 Z 1 2 3 und 5 langstens drei Monate vor der Anfrage gespeichert wurden 

(§ 99 Abs 5 Z 4 TKG) 

Zum VerstandnlS ISt außerdem darauf hinzuweisen dass Auskunftsverlangen nach 

dem SPG nur dann uber die Durchlaufsteile zu ubermltteln sind wenn keine Gefahr 

In Verzug vorliegt (§ 3 TKG-DSVO) Auskunfte nach § 53 Abs 3a Z 1 SPG sind nie 

uber die DurchlaufsteIle einzuholen Aufgrund dessen bildet die Durchlaufsteile nicht 

alle Anfragen nach dem SPG ab 

2 das Datum der Anfrage sowie das Datum und der genaue Zeitpunkt der erteilten 

Auskunft 

Die hlefur notwendigen Informationen konnen aus den Spalten J und K der Tabelle 

(Beilage /0) entnommen werden Insgesamt ISt ersichtlich dass die Beantwortungen 

durch die Betrelber sehr schnell erfolgen 

3 die nach Datum und Kategonen gemaß § 1 02a Abs 2 bis 4 aufgeschlusselte Anzahl 

der uberm Ittelten Datensatze 

Bel den Kategonen kann zwischen Internet-Zugangsdlensten offentllchen 

Telefondiensten einschließlich Internet-Telefondiensten und E-Mall-Dlensten 

unterschieden werden Die Kategonen sind In der Spalte L der Beilage /D ersichtlich 

und In Zusammenhang mit den Erlauterungen In Beilage /E zu lesen Bel der 

Datenkategone mit der Ziffer 1 handelt es sich folglich um Internetzugangsdienste. 

mit der Ziffer 2 um offentllche Telefoniedienste usw Bel Venwendung des Begnffes 

. .Datensatze·· wird Im Ubngen auf die Anlage zur TKG-DSVO venwlesen. In deren 

Punkt 2 die Bezug habenden Datensatze angefuhrt sind Im Rahmen der 

Benchterstattung nach § 102c Abs 4 TKG ISt allerdings nur die Anzahl der 
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übermittelten Daten zu erheben. Die dementsprechende Auswertung ist aus der 

Beilage ./D ersichtlich, wobei sich das Dalum der Anfrage wiedenum aus der Spalte J 

ergibt. 

IV. Einjahresbericht über die Häufigkeit der Anwendung von Anordnungen 

der Auskunft über Vorratsdaten gemäß § 135 Abs. 2a StPO gegliedert nach 

Rechtsgrundlagen 

Die hier relevante Statistik wird vom Rechtsschutzbeauftraglen der Justiz geführt und ergibt 

sich aus den Beilagen ./F und ./G. Es handelt sich jeweils um Auflistungen nach 

Rechtsgrundlagen. welche zunachst die angefallenen Geschaftsfällen (Beilage ./F) und 

weiters die erledigten Geschaftsfalle (Beilage ./G) umfassen. 

Aus dem Bericht des Rechtsschutzbeauftragten der Justiz (der im letzten Jahr für den 

Zeitraum 1. April 2012 bis 31 . Marz 2013 erfolgte und dieses Jahr das volle Kalenderjahr 

2013 umfasst) können zudem die nachfolgenden weiteren Informationen zur Verfügung 

gestellt werden: 

Es wird berichtet, dass im Berichtszeitraum 1. Janner 2013 bis 31 . Dezember 2013 354 

Geschaftsfalle (Vorjahr: 326) angefallen sind. Ein Geschäftsfall fallt beim 

Rechtsschutzbeauftragten der Justiz durch die Übermittlung einer Anordnung einer Auskunft 

über Vorratsdaten zur Genehmigung gemäß § 147 Abs. 1 Z 2a StPO bereits vor der 

gerichtlichen Bewilligung an. Im gegebenen Zusammenhang soll nicht unerwahnt bleiben, 

dass in einer Anordnung auch mehrere Teilnehmerkennungen (z.B. Rufnummern) enthalten 

sein können, zu der eine Auskunft über Vorratsdaten begehrt wird. Die Auswertung und 

Zahlweise der DurchlaufsteIle erfolgt, wie bereits oben ausgeführt, nach anderen Kriterien. 

Von den 354 Geschaftsfallen konnten 227 (Vorjahr: 139) im Berichtszeitraum 

abgeschlossen werden. Im gegebenen Zusammenhang ist zu wiederholen, dass der 

Rechtsschutzbeauftragte für die Prüfung und Konlrolle, der Anordnung, Genehmigung, 

Bewilligung und Durchführung zustandig ist. Ein Geschäftsfall ist für den 

Rechtsschutzbeauftragten daher dann abgeschlossen, wenn auch die Durchfühnung der 

Maßnahme geprüft und kontroll iert werden konnte. 

In 105 Fällen (Vorjahr: 56 = + 6%) trug die Auskunft zur Aufklärung der Straftat bei. In 

weiteren 122 Fällen (Vorjahr: 52) konnte kein Beitrag zur Aufklärung festgestellt werden . 

Die Ausführungen des Rechtsschutzbeauftragen, was als Beitrag zum Ermittlungsverfahren 

im Zusammenhang mit der Bekanntgabe von Vorratsdaten verstanden werden kann, sind 

dahingehend zu interpretieren, dass in irgendeiner Form neue Informationen ermittelt werden 

konnten , die der weiteren Identifizienung des Taters dienlich sind; z.B. wenn im Fall einer 
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Erpressung die Im Wege einer E-Mail kommuniziert wird aus den Verkehrsdaten eine IP

Adresse ermittelt werden kann die den Personenkreis der In Betracht kommenden Tater 

elnschrankt oder wenn In einem Ermittlungsverfahren durch die Auskunft von Vorratsdaten 

bekannt wird dass sich der Tater nicht nur zu einem Tatzeitpunkt an der Tatortllchkelt 

aufgehalten hat. sondern auch zu anderen In Frage stehenden Tatzeitpunkten an den 

Tatortllchkelten aufhaltlg war 

Als Beitrag Im Sinne dieser Ausfuhrung wird es jedoch nicht verstanden. wenn die 

Maßnahme Beweise liefert die ohnehin schon unstrlttlg sind und den 

Strafverfolgungsbehorden bekannt sind 

Darunter dass eine Ermittlungsmaßnahme zur Aufklarung der Straftat beitrug. wird ,m 

gegebenen Zusammenhang auch verstanden dass die Auskunftserteilung zur Entlastung 

des Beschuldigten beitrug. z B dadurch dass die Standortdaten ergeben dass er sich zur 

Tatzelt nicht am Tatort aufgehalten hat Eine bloß bessere NachvollzIehbarkelt des modus 

operand, ohne einen Beitrag zur Identifizierung des unbekannten Taters wurde hier nicht als 

Beitrag zur Aufklarung der Straftat gewertet 

In 16 der 227 Falle (Vorjahr 17 von 139) waren keine Daten mehr vorhanden und ,n 

weiteren 28 Fallen (Vofjahr 14) kam es zu einer anderen Erledigung (z B Nlchtzustandlgkelt 

des Rechtsschutzbeauftragten oder Widerruf der Ermittlungsmaßnahme) 

Im BerIchtszeitraum steigerte sich der Anfall pro Monat von 2489 Fallen Im Jahr 2012 auf 

29.5 Falle Im Jahr 2013 

Zur Verteilung der Geschaftsfalle die der Rechtsschutzbeauftragte bearbeitete auf die 

unterschiedlichen Kommunikationsdienstleistungen. konnen folgende Darstellungen gemacht 

werden 

Im Fall von Internet-Zugangsdlensten lag der Anfall mit 8 Fallen (Vorjahr 8 Falle) Im 

untersten Bereich Von diesen konnten biS zum Ende des BerIchtszeitraumes 7 Falle 

(Vorjahr 2) abgeschossen werden. wobei ,n einem (Vorjahr 0) ein Beitrag zur Aufklarung 

der Straftat erbracht werden konnte 

Der Hauptanteil der Geschaftsfalle des Rechtsschutzbeauftragten betrifft mit 342 der 

Insgesamt 354 Falle (Vorjahr 317 von 326) offentllche Telefondienste (einschließlich Internet 

Telefondienste) 219 Falle (Vorjahr 137) konnten Im BerIchtszeitraum abgeschlossen 

werden davon konnte In 103 Fallen (Vorjahr 56) ein Beitrag zur Aufklarung der Straftat 

geliefert werden. wahrend dies In 116 Fallen (Vorjahr 51) nicht der Fall war In 15 Fallen 

(Vorjahr 16) waren keine Daten (mehr) vorhanden und In 25 Falle (Vofjahr 14) kam es zu 

einer anderen Erledigung. wie dies bereits oben dargestellt wurde 
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Vier Geschäftsfälle (Vo~ahr: 1) betrafen E-Mail-Dienste. Ein Geschäftsfall konnte 

abgeschlossen werden und trug im Ergebnis zur Aufklärung der Straftat bei. 

Von der Gesamtanzahl der Geschäftsfälle betrafen insgesamt 16 Geschäftsfälle (Vo~ahr: 

neun) Rechtshilfeersuchen anderer Staaten. In acht (Vo~ahr: drei) Rechtssachen wurde 

das Verfahren im Berichtszeitraum abgeschlossen. 

Der Rechtsschutzbeauftragte erhob insgesamt 44 Beschwerden (Vorjahr: 11 ), damit in 

12,43% der angefallenen Geschäftsfälle (Vo~ahr: 3.4%). 33 Beschwerden (Vorjahr: drei) 

waren erfolgreich, eine Beschwerde war nicht erfolgreich, die übrigen waren zum Ende des 

Berichtszeitraumes noch anhängig. 
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C. Rechtspolitische Bewertung: 

Die Zunahme schwerer und organisierter Kriminalität im Bereich des Terrorismus, der 

Korruption, des Suchtgifthandels und der sexuellen Ausbeutung sowie der schweren 

Vermögensdelinquenz, deren Besonderheit u.a. in der internen Abschotlung der 

Tätergruppen und -pyramiden sowie im häufigen Fehlen individueller Opfer besteht, hat den 

Gesetzgeber 1997 veranlasst, wirkungsvolle Instrumente zur Bekämpfung der organisierten 

Kriminalität einzuführen, die gleichwohl auf einen besonders sorgfältigen Ausgleich zwischen 

der Effizienz der Strafverfolgung und der weitest möglichen Wahrung der Freiheitsrechte der 

Bürgerinnen und Bürger bedacht sind (vgl. Bericht des Justizausschusses 812 BlgNR XX. 

GP, 2 f.). Auch in Anbetracht des im Bericht der Bundesregierung über die innere Sicherheit 

in Österreich 2012 dargestellten Herausforderungen, die die Bekämpfung und 

Beweisführung auf dem Gebiet der organisierten Kriminalität mit sich bringen (vgl. 

Sicherheitsbericht 2012, BM.I-Teil, Pkt. 6, 204 ff) haben sich aus Sicht des Bundesministers 

für Justiz die Formen der akustischen und optischen Überwachung als effizientes und 

notwendiges Instrumentarium erwiesen, um diesen Formen der Kriminalität im Sinne der 

Schutzfunktion eines Rechtsstaates wirksam entgegentreten zu können (siehe auch die 

Gesamtberichte des Bundesministers fü r Justiz über den Einsatz besonderer 

Ermitllungsmaßnahmen aus den Vorjahren). 

An Hand der Übersicht der besonderen Ermittlungsmaßnahmen im Berichtsjahr 2013 lässt 

sich schließlich die schon in den Vorjahren vertretene Einschätzung bestätigen, wonach 

Sicherheitsbehörden, Staatsanwaltschaften und Gerichte trotz eines sich zumindest der 

Qualität nach verändernden Kriminalitätsbildes mit den erweiterten Befugnissen zur 

Kriminalitätsbekämpfung grundsätzlich maßhaltend und verhältnismäßig umgegangen 

sind. Dadurch wird auch die Wirksamkeit der strengen Einsatzvoraussetzungen belegt. 

Es zeigt sich, dass von der Befugniserweiterung für die Strafverfolgungsbehörden mit einer 

für das Strafverfahren typischen Selbstbegrenzung staatlicher Macht Gebrauch gemacht 

wurde und fundamentale Grundrechtspositionen (Privatsphäre, faires Strafverfahren) 

weitgehend unangetastet blieben (die Anwendungsfälle des - gerichtlich angeordneten -

,kleinen Lausch- und Spähangriffs' haben in keinem Anwendungsjahr auch nur annähernd 

die prognostizierte Zahl von 20 erreicht). Die weitgehend erfolgreichen Ergebnisse der 

Anwendungsfälle des ,kleinen und großen Lausch- und Spähangriffs' zeigen auch, dass 

diese Maßnahmen nur in notwendigen Fällen zur Anwendung gelangten, wenn auf Grund 

vorhergehender Ermittlungen ausreichende Erfolgsaussichten anzunehmen waren. Durch 

die veränderte Aufgabenverteilung nach dem Strafprozessreformgesetz, wonach die 

Gerichte die Anordnungen der Staatsanwaltschaften zu prüfen und zu bewi lligen bzw. 

abzulehnen haben, hat sich an der Effektivität und Verhältnismäßigkeit der getroffenen 

Anordnungen keine Abschwächung ergeben. 
19 
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Aus der weiterhin geringen Zahl der Anwendungsfalle darf naturllch nicht der Schluss 

gezogen werden dass die Ermittlungsmaßnahmen zur Krlmlnalltatsbekampfung nicht 

erforderlich waren Damit wurde namllch Insbesondere die Pravent,vw,rkung des Gesetzes 

ubersehen. mit dessen erweiterten Befugnissen üsterrelch signalisiert entschlossen gegen 

organisierte und andere schwere Formen der Krlnllnalltat vorzugehen Daruber hinaus hat 

die relativ geringe Zahl der Anwendungsfalle besonderer Ermittlungsmaßnahmen Ihre 

Ursache In Ihrer maßhaltenden den Verhaltnlsmaß'gkeltsgrundsatz beachtenden 

Anwendung der elnschlaglgen Bestimmungen deren Notwendigkeit keinesfalls lediglich an 

Ihrem Erfolg gemessen werden kann Vielmehr stellen sich die besonderen 

Ermittlungsmaßnahmen Im Hinblick auf die auch von der Krlmlnalltat genutzte technische 

Entwicklung mehr denn Je als unabdingbare Mittel zur Aufklarung Insbesondere mittlerer und 

schwerer Delikte dar und bieten ungeachtet der restriktiven Handhabung gerade bel der 

Bekampfung der schweren Suchtmlttelkrlmlnalltat der organisierten Krlm,nal,tat und der 

Korruption effektive Erhebungsmogllchkelt 

Der vorliegende GesamtberIcht zeigt auch Im sechsten Berichtsjahr nach Inkrafttreten des 

Strafprozessreformgesetzes dass die Verschiebung der Leitungsbefugnis des 

Ermittlungsverfahrens an die Staatsanwaltschaft an dem maßvollen Umgang mit diesen 

Maßnahmen nichts geandert hat Die Anzahl der Anordnungen des großen und kleinen 

Lausch- und Spahangrlff haben sich auf niedrigem Niveau eingependelt Antrage auf 

Bewilligung dieser Ermittlungsmaßnahmen (großen und kleinen Lausch- und Spahangrlff) 

wurden vom Gericht Im BerIchtszeitraum bloß In einem Fall abgelehnt Dies zeigt dass die 

Prufung durch die Staatsanwaltschaften was die Verhaltnlsmaß,gkelt und die E,nschatzung 

des Tatverdachtes anbelangt sehr genau vorgenommen wird 

Auch die erfolgten Zugriffe auf Vorratsdaten konnen als maßhaltend und verhaltnlsmaß,g 

bezeichnet werden 

Abschließend darf neuerlich auf den Bericht des Rechnungshofes uber ausgewahlte 

Ermittlungsmaßnahmen (Reihe Bund 2008/10 j verwiesen werden der festgestellt hat dass 

sich der .. große Spah- und LauschangrIff· aus ermittlungstaktischer Sicht zur wirksamen 

Krlmlnalltatsbekampfung bewahrte Die Gerichte und die Staatsanwaltschaften gingen 

auch aus Sicht des RH mit diesem ErmittlungsInstrument das tiefe Eingriffe In Grund- und 

Freiheitsrechte der Betroffenen ermogllchte maßhaltend und verhaltnlsmaß'g um Der 

Funktion des Rechtsschutzbeauftragten des Bundesministeriums fur JustiZ wurde eine 

unabhanglge und objektive Wahrnehmung seiner Pruf- und Kontrollrechte bescheinigt Der 

vorliegende Bericht und das diesem Bericht zugrundeliegende Zahlenmaterial belegen 

eindeutig dass diese Emschatzung nach wie vor zutreffend ISt 

_'1 ) 
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E, Anhang: 

Tabellarische Auswertung der von den Staatsanwaltschaften übermittelten Berichtsbögen 

(Beilagen JA bis .Ie). 

Auswertung durch das Bundesrechenzentrum aus der DurchlaufsteIle (Beilage .10) 

Auswahlliste der Auswertung aus der DurchlaufsteIle (Beilage .IE) 

Tabelle aus dem Bericht des Rechtsschutzbeauftragten der Justiz über die angefallenen 

Geschäftsfälle nach Delikten (Beilage .IF) 

Tabelle aus dem Bericht des Rechtsschutzbeauftragten der Justiz über die abgeschlossenen 

Geschäftsfälle nach Delikten (Beilage .IG) 

Anmerkung zu Beilagen JA bis Je: 

Den Berichten der einzelnen Staatsanwaltschaften folgend enthalten die Fragen 2 bis 8 in 

den Beilagen .JA bis .JC des Gesamtberichtes sämtliche Überwachungen nach § 136 StPO 

jedoch ohne die Überwachungen nach § 136 Abs. 1 Z 3 StPO. Optische und/oder akustische 

Überwachungen nach § 136 Abs. 1 Z 3 StPO (.großer Späh- und Lauschangriff") sowie 

optische und/oder akustische Überwachungen nach § 136 Abs. 1 Z 2 StPO (.kleiner 

Lauschangriff") und optischen Überwachungen nach § 136 Abs. 3 Z 1 und 2 StPO 

(. Videofal/e ") werden - wie in den Vorjahren - im Gesamtberichl getrennt dargestellt. Auf 

Grund der Eingriffsinlensiviläl wurde jedes Verfahren, das einen großen Späh- und 

Lauschangriff mit sich brachte, gesondert und detailliert behandelt. Berichte über diese 

Verfahren enthalten Informationen über die Anzahl der von den durchgeführten 

Überwachungen betroffenen Personen, von den durchgeführten Überwachungen umfasste 

Zeiträume, die Delikte, die den durchgeführten Überwachungen zu Grunde lagen, sowie ob 

die Überwachung erfolgreich oder erfolglos durchgeführt wurde. 

Verfahren, in denen .kleine Lauschangriffe" oder . Videofal/en" angeordnet wurden, werden 

demgegenüber gesammelt dargestellt. Die Summe der in Frage 4 der Beilage .JA bis .JC 

dargestellten Verfahren entspricht somit der Summe der durchgeführten Überwachungen 

nach § 136 Abs. 1 Z 2 und Abs. 3 StPo. Bei der Anzahl der Fälle (= gesamtes Verfahren 

bzw. ein Ermittlungsakt), die erfolgreich/nicht erfolgreich durchgeführt wurden, werden 

neuerliche Überwachungen nach § 137 Abs. 3 StPO nicht mitgerechnet, weil nach 

Strafverfahren gezählt wird und es ansonsten zu einer Mehrfachzählung kommen würde. 

Ebenso wenig wird zu den Fällen in Frage 4 die in der Frage 1.i) und 1.j) enthaltene 

Information gezählt, ob auf grund einer Anordnung nach § 136 Abs. 2 StPO in eine Wohnung 

eingedrungen wurde oder dass trotz Antrag der Kriminalpolizei keine Überwachung 

angeordnet wurde. In den Zahlen der Fälle in Frage 1 sind auch Anordnungen der 

21 
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Staatsanwaltschaft enthalten, die nicht bewilligt wurden oder bezOglich derer trotz bewilligter 

Anordnung tatstichlich nicht aberwacht wurden. Um die Zahlen in Frage 1 und 4 zu 

vergleichen sind daher die in 1.k) und 1.m) enthaltenen Ft3IIe abzuziehen. 

22 
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Beilage JA 

.>< 
u 

:: c: " 
::J ., " ~ ., .. .E .0 J ~ 

~ ., ., C) ....I c: ., 
:!i :!i :!i -= " Optische und akustische Überwachung c: rn rn rn :!i ::J 0 0 0 

Übersicht für das Jahr 2013 In rn 
0 

1. Zahl der Fälle (=Ermittlungsakten) 
a) in denen eine Überwachung nach § 136 Abs. 1 Z 2 angeordnet wurde 1 1 0 0 0 
b) in denen eine Überwachung nach § 136 Abs. 1 Z 3 lit. a angeordnet wurde 3 1 1 1 0 
c) in denen eine Überwachung nach § 136 Abs. 1 Z 3 lit. b angeordnet wurde 0 0 0 0 0 
d) in denen eine Überwachung nach § 136 Abs. 1 Z 3 zur Aufkl3rung von im Rahmen 

einer kriminellen Organisation begangener slrafbaren Handlungen angeordnet wurde 1 0 0 1 0 
e) in denen eine Überwachung nach § 136 Abs. 1 Z 3 zur Verhinderung von im Rahmen 

einer kriminellen Organisation begangener slrafbaren Handlungen angeordnet wurde 0 0 0 0 0 
f) in denen eine Überwachung nach § 136 Abs. 3 Z 1 angeordnet wurde 66 25 18 14 9 
g) in denen eine Überwachung nach § 136 Abs. 3 Z 2 angeordnet wurde 72 24 18 15 15 
h) in denen eine Überwachung gem3ß § 137 Abs. 3 neuerlich angeordnet wurde 28 8 9 7 4 
i) (nach Abs 1 Z 3) in denen aufgrund einer Anordnung nach § 136 Abs. 2 in eine 

Wohnung etc. eingedrungen wurde 1 0 0 0 
j) in denen trolz Antrags der Kriminalpolizei keine Überwachung angeordnel wurde 1 0 0 0 1 
k) in denen eine Anordnung der Staatsanwaltschaft nichl bewilligt wurde 1 0 0 0 
I) (nach § 144 Abs. 3) bezüglich derer keine Erm3chtigung des Rechtsschulz-

beauftraglen erteilt wurde 0 0 0 0 0 
m) bezOglich derer trolz bewilligier Anordnung talsachIIch nicht überwacht wurde 4 3 0 1 0 

durchgeführte Oberwachungen nach § 136 Abs. 1 Z 2 und § 136 Abs. 3 I 134 46 36 28 24 

2. Anzahl der von den durchgeführten Überwachungen betroffenen Personen 
a) (bererts vor oder erst infolge der Überwachung) Verd3chlige 148 76 18 43 11 
b) unbeleiligle O,,"e. soweit Aufzeichnungen in Blld- oder Schnftform des sie 

belreffenden Überwachungsergebnisses zum Akl genommen wurden (§ 138 Abs. 4) 26 6 7 13 0 
c) Anzahl der Versl3ndigungen nach § 139 Abs. 2 lelzler Salz 22 1 8 13 0 
d) Anzahl der Personen. gegen die aufgrund der Überwachung ein Verfahren 

eingeleilet wurde - ..zufallsfunde" (§ 140 Abs. 2) 19 8 0 0 11 

3. Von den durchgeführten Überwachungen umfaßte Zeiträume 
a) bis zu 24 Slunden 1 0 0 0 
b) biS zu zwei Wochen 8 5 0 3 0 
c) biS zu einem Monal 33 20 6 3 4 
d) Ober einen Monat 93 20 30 23 20 

Summe Punkt 3 135 46 36 29 24 
4 . Anzahl der Fälle 

a) In denen eine Überwachung erfolgreich durchgeführt wurde 54 18 12 15 9 
b) in denen eine Überwachung erfolglos durchgeführt wurde 64 19 18 13 14 
c) ,n denen ein Ergebnis noch nicht vorliegVder Erfolg noch nicht beurteilt werden kann 17 9 6 

Summe Punkt 4 135 46 36 29 24 

5. Delikte, die den durchgeführten Überwachungen zugrundeliegen 
(anzuführen ist nur das am schwerslen wiegende Oellkl) 
a) 51GB: gegen Leib und Leben 4 2 1 0 1 
b) StGB: gegen fremdes VermOgen 104 33 30 23 18 
c) § 278a StGB 1 0 0 1 0 
d) StGB: sonstige ... S 3 1 0 1 

Seite 1 
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Beilage IA 

e) SMG 19 6 4 5 
f) VerbotsG 0 0 0 0 
g) sonstige ... 2 2 0 0 

Summe Punkt 5 135 46 36 29 

6. Zahl der gegen durchgeführte Überwachungen erhobenen Beschwerden 
a) durch den Rechtsschutzbeauflragten 0 0 0 0 

davon - zumindest teilweise - erfotgreich 0 0 0 0 
b) durch den Beschuldigten oder Inhaber der Räumlichkeiten 0 0 0 0 

davon - zumindest teilweise - erfolgreich 0 0 0 0 

7. Zahl der Anträge auf Vernichtung von Bildern und Teilen der schriftlichen Aufzeichnungen 
a) durch den Rechtsschutzbeauflragten 0 0 0 0 

davon - zumindest teilweise - erfolgreich 0 0 0 0 
b) durch den Beschuldigten oder Inhaber der Räumlichkeiten 0 0 0 0 

davon - zumindest teilweise - erfolgreich 0 0 0 0 
c) durch andere von den Überwachungen betroffene Personen 0 0 0 0 

davon - zumindest teilweise - erfolgreich 0 0 0 0 

1 In einem Ermittlungsverfahren wurde sowohl eine Überwachung nach § 136 Abs. 1 Z 3 StPO als 
auch nach § 136 Abs 3 Z 2 StPO; in einem weiteren Verfahren wurden Überwachungen nach § 136 
Abs. 3. Z 1 und Z 2 StPO angeordnet Auch wenn diese Falle daher unter 1. zwei Mal aufscheinen, 
werden die Ermittlungsakten unter 3., 4. und 5. jeweils nur einmal gezahlt. 

Seite 2 
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Beilage ./B 

Gesamtübersicht der Anzahl der angeordneten "besonderen 
Ermittlungsmaßnahmen" 

für das Jahr 2013 

OStA Wien OStAGraz OStA Llnz OStA Innsbruck 

I § 136 Abs. 1 Z 3 ("großer lauschangriffl 1 11 1 0 

[§ 136 Abs. 1 Z 2 C'kleiner lauschangriff') 1 0 0 0 

§ 136 Abs. 3 Z 1 ('V ideofalle" außerhalb 
25' 18 14 9 

von Raumen) 

I§ 136 Abs. 3 Z 2 ('V Ideofalle" in Räumen) 24 18 15 15 

[§ 137 Abs. 3 (neuerliche Anordnung) 8 9 7 4 
keine Uberwachung angeordnet (trotz 

0 0 0 1 
Antrag der Krimina lpolizei) 

Anordnung rechtskräftig abQelehnt 1 0 0 0 

Trotz bewilligter Anordnung tatsächlich 
3 0 1 0 

nicht überwacht 

Erfolgreich 18 12 15 9 

erfolglos 19 18 13 14 

Ergebnis liegt noch nicht vor 9 6 1 1 

24 Std/14 Tage/1 MonaUüber 1 Monat 1/5120/20 0/0/6130 0/313123 0/0/4120 

Verdächtige/unbeteiligte Dntte 7616 18/7 43113 11/0 

I In einem Enn inlungsverfahren wurden Überwachungen nach § 136 Abs. I L 3 und Abs. 3 Z 2 SIPO 
angeordnet. Dieser Fall wird in weilerer Folge nur einmal geLah l1. 
2 In einem Enn inlungsverfahren wurden Überwachungen nach § 136 Abs. 3 L I und Z 2 StPO angeordnel. 
Dieser Fall \I ird in \l eiterer Folge nur einmal ge.d!hll. 

Bundesweit 

3 

1 

66 

72 

28 

1 

1 

4 

54 

64 

17 

1/8133193 

148/26 
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Beilage .Je 

Gesamtiibersicht der Anzahl der angeordneten .. besonderen 
Ermittlungsmaßnahmen" für das Jahr 20131 

OStAWien OStA Graz OStA Linz astA Bundesweit 

Innsbruck 

"großer Lausch- 1 1 1 0 3 

und Spähanariff' (0/1/2) (1/0/0) (1/0/1) (0/0/0) (211/3) 

"kleiner Lausch- 1 0 0 0 1 

und Spähanariff' (1/1/1) (1/0/0) (0/0/0) (1/1/0) (31211 ) 

"Videofalle" 25 18 14 9 66 

außerhalb von (43/24/21) (21/16/10) (20/11/4) (11n/2) (95/58137) 

Räumen 

"Videofalle" in 24 18 15 15 72 

Räumen mit (20/1 4/6) (21/27/7) (8115/3) (14/16/13) (63172129) 

ZustimmunQ 

erfolgreich/erfolglos 18/19 12/18 15/13 9/14 54/64 
(25/31, 19/15, (15/22, (8118, 17n, (11/12, (59/83, 72150, 

14/8) 24/28, 7/8) 4/1 ) 12111 , 813) 33120) 

Ergebnis liegt noch 9 6 1 1 17 

nicht vor (6/4/5) (6/1/2) (1/212) (1/1/3) (14/8112) 

Anzahl der 82 25 56 11 174 

betroffenen (84/63182) (57127/14) (29125/1 6) (6/13196) (176/1281208) 

Personen 

Rechtsmittell 0 0 0 0 0 

Rechtsbehelfe (311/0) (010/0) (0/0/0) (0/0/0) (311/0) 

I die Vergleichszahlen 201212011/2010 sind in Klammer angefügt 
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Auskunftsbegehren Status: 
1 STATUS ANfRAGE VON BEHOERDE AN DLS UEBERMITTELT - - - - - -
2 STATUS ANfRAGE VON DLS AN PROVIDER UEBERMITTELT 
3 
4 
5 
6 
7 
8 

- - - - -
STATUS_ ANfRAGE_ IN_ BEARBEITUNG_BEI PROVIDER 
STATUS BEANTWORTUNG LAUfEND 
STATUS BEANTWORTUNG ABGESCHLOSSEN - -
STATUS ABGELEHNT 
STATUS ANTWORT VON DLS AN BEHOERDE UEBERMITTELT - - - - -
STATUS ABGESCHLOSSEN 

Datenkategori e: 
1 Internetzugangsdienste 
2 Öffentliche Telefondienste 
3 Erstaktivierung 
4 E-Mail Verkehrsdaten 
5 E-Mail An-/Abmeldung 

Rechtsgrundlage: 
1 Optionale StammdatenauskUnfte nach S 53 Abs 3a Z 1 SPG / S 76a Abs 
1 StPO iVm S90 Abs 7 TKG 
2 S 53 Abs 3a Z 2 SPG 
3 S 53 Abs 3a Z 3 SPG 
4 S 53 Abs 3a Z 4 SPG 
5 S 53 Abs 3b SPG 
6 S 76a Abs 2 StPO 
7 SS 134 Z 2 / 135 Abs 2 StPO 
8 SS 134 Z 2a / 135 Abs 2a StPO 

Straftat: 
1 StGB 75 Mord 
2 StGB 76 Totschlag 
3 StGB 77 Tötung auf Verlangen 
4 StGB 78 Mitwirkung am Selbstmord 
5 StGB 79 Tötung eines Kindes bei der Geburt 
6 StGB 82 Aussetzung 
7 StGB 83 Körperverletzung 
8 StGB 84 Schwere Körperverletzung 
9 StGB 85 Körperverletzung mit schweren Dauerfolgen 
10 StGB 86 Körperverletzung mit tödlichem Ausgang 
11 StGB 87 Absichtliche schwere Körperverletzung 
12 StGB 91 Raufhandel 
13 StGB 92 QUälen oder Vernachlässigen unmUndiger, jUngere r oder 
wehrloser Personen 
14 StGB 93 Oberanstrengung unmUndiger, jUngerer oder 
schonungsbedUrftiger Personen 
15 StGB 94 Imstichlassen eines Verletzten 
16 StGB 95 Unterlassung der Hilfeleistung 
17 StGB 96 Schwangerschaftsabbruch 
18 StGB 98 Schwangerschaftsabbruch ohne Einwilligung der Schwangeren 
19 StGB 99 freiheitsentziehung 
20 StGB 100 EntfUhrung e i ner geisteskranken oder wehrlosen Person 
21 StGB 101 EntfUhrung einer unmUndigen Person 
22 StGB 102 Erpresserische EntfUhrung 
23 StGB 103 Ober lieferung an eine ausländische Macht 
24 StGB 104 Sklaverei 
25 StGB 104a Menschenhandel 
26 StGB 105 Nötigung 
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27 StG3 ::6 Schwere ~O:lgU~g 
28 S~G3 :C7 Gefa~r:lche C~oh~~g 
29 S~G3 :C7a Be~arrllche Verfo1g~~g 
30 StGR :C7b ~or:gesetzte Gewa1taus~bu~g 
31 S:G3 :C8 Tausch~~g 
32 StGR :09 liausfrledensbruch 
33 SlGR :11 Üble ~achrede 
34 StGR :16 Offentllche BeleIdIgung eInes verfds~Lngsmaßigen 
Vertretungs körpers, des Bundesheeres oder einer Behorde 
35 StGB :18a WIderrechtlIcher Zugriff auf ein C:omputersystem 
36 StGR:;:>O M1 ;3bra'.Jch vor. ':'onaufnahme- oder Abhorgeraten 
]1 StGB :21 Ver!e~zu~q vo~ Beru!sqehelm~lss~~ 
38 StGR :22 Vef:etZt~~q ei~es Gescha~:s- oder Betr:ebs~ehelmr.lsses 
39 StGS :23 A~skur.dschaf:~~g e:~es Geschaftsoder Betr:ebsgehe:~r.lsses 
40 StGB :24 A:~skll~dschaf:~~g e:~es Geschaftsoder Be:r:ebsgehe:~nlsses 
zug~ns:en des A~s:a~des 
4: StGR :26 Schwere Sachbeschadig~ng 
42 StGB :26a Cdte~beschadlg~~g 
43 StGR :26b Stb~u~g der Funktionsfah:gkeit e:nes C8mpu:ersystems 
44 5lGB :28 Schwerer D:ebstar-.;" 
45 StGR :29 ~lebstahl durch E,nbruch oder ~l~ Waffen 
46 SlGB :30 Gewerbsma3:ger Dlebs:ahl UGd D:cbstah: 1m Rah~eG ciGe~ 
~:lm:ne1:eG Vere:nlgung 
47 StGB :31 Ra~ber:scher D:ebstah: 
48 StGB :32 EGtz:ehung vo~ EGergie 
49 StGB :33 Verunt<e~ung 
50 StGB :34 Un:ersc~lag~ng 
51 StGB :35 Dauernde Sachentziehung 
02 StGB :36 Unbefugter Gebrauc~ von fahrzeugen 
53 ~tGB ~]8 Schwerer Eingriff in fremdes Jagd- oder Fischereirecht 
54 StGR 140 Gewaltanwendung eines Wilderers 
55 StGB 142 Raub 
56 StGB 143 Schwerer Raub 
S" StGR 144 ~rpressung 

58 StGB :40 Schwere Erpressung 
~9 StGR :47 Schwerer Betrug 
60 StGB :48 Gewerbsmaßlger Betrug 
61 StGB :48a Betr~ger:scher ~atenverarbeltungsmlßbrauch 
62 StGB :49 Ersc~:elch~ng e:ner :elstung 
63 StGB :53 ~ntre~e 
64 S:GB :S3a Gesc:-te:lkar.nahme d:..;.rc!:. ~achthaber 
65 SLGB lS3b ~'drderungsmißbrauch 
66 StGR :S3c Voren-::ha~:en 'Ion C:enstnehIT'.erbel~raqen Z',lr 

Sozldlverslcherung 
6"1 StGR !S3d Retr~gerlsches Vorentha::en von 
Soz:dlverslCheruGgsbeltr~gen und Zusch:ageG nach dem Bauarbe:ter
Cr laubs- Ls:d Abfer: :g·....;,~qsgesetz 
68 StG8 :S3e OrganiSierte SchwarzarbeIt 
69 StGR 
70 StGB 
)j StGR 
72 StGB 
n StGB 

:.'14 Gp:dw· . ..:c:he~ 
:55 Sachwucher 
156 BptrDgPflsche Krida 
157 Schddlgung fremder Glaublger 
158 BegünstIgung eines Gl~ublgers 
160 Umtriebe wahrend einer GeschctftsdU[sicht, 1m 

Ausgleichsverfahren oder 1m Konkursverfahren 
74 StGB 

7S SlGB 162 Vollstreckungsvereltelung 
76 StGB 163 Vollstreckungsvere:tel~ng zuqunsten eines anderen 
77 S~GB 164 Hehlerel 
78 StGB l~S Ge:dwdschere: 
79 StGB lE8d Kette~- oder ?yra~:densplele 
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8 :, S:_G~ 

8: S:G3 
82 StGR 
R3 5~'.G?, 

~68b v.'e:..:..bewerbsbesc!".rar.i<ende Abspracher. te: V('rqabe'"c!""fa.~.!""(,:1 

:ESc Gesc!".er.i<a:-:r.a: .... ::.e dur::::'!. Red:(>r.stc~c cdf'!"" 3ca',l::.rag:-.p 
:68d Rcstcch~~g VO~l Bedle~:s:..e~er. oder ged~f:rdg:er. 

:6; Arands:lf:ur.g 
:!: Vorsa~zllrhe Gp:ahrdc~g d~rct; Ker~!e~~ergle uder 

:cr.:s:crende Strahler. 
04 StGR 

8~ Steg :13 Vursa:zllche Ge!a~rd~r.q Srre::.~m:t:e~ 

8E StGR :75 VorbprPlt~:1g e:nes Vertre(:~ler:s d~rc~1 Ker~!er.ergle, 

:cr.ls:erer.de S:rdhlen oder Sprenq~l::e: 
8"l StGR :lE Vorsa~ll:che r;emel:1gefdhrd~r:g 
88 StGB :'17d Hers:ell~ng ~nd Verbre::~nq von ~assenverr.lch:~ngswaffen 
R~ :;t(;!1 :17b ::;:P!""la\~b~.pr :;:-:-.:]a.:-,.g ::.:t. Kpn~;-:",r:i:.pr:d:, rrl.:l::;dk:'.!ver~ ~)r.(;::en 

oder S~rdhleneir.r:chtur.ger. 

90 StG3 :7"ld Vc!""sa:zllcr,er \~ner:rl:~b~J'r ~.'::.:]a:1q :;::: S:offp:1, ci:c Z'J.;'. 

l'illbd',l der Czcnsch:cht. bel·~rdger. 

~: StGB :'78 Vorsa~z:iche Gefahrdc::y von ~e~:sc~:en dJ.rch ~ber~rdgbdre 
Krd!"'.khe.: tei: 
92 StGB :B~ Vorsatz:,c~e Beel~trac~t:q~~1 der ~~we:t 
~3 St.G3 :81b Vcrsa::.zllcr.es c::.we':"tge~d~;rder:des 3e~:ci=-jde:r: '.Jr.d \/erbr-::;,gen 
vor. Abfa~ ,~e:-: 
94 StC;S :81d Vo:rsa:zllc~es c~we:tge~d~rder.(ies 3e~.relber. vor. Ar.:ager. 

Vcrsa:zllc~e Schadlq~:iq des ~:er- ode: i)fla:ile~bes:dr.des 

Vcrsa~zllc~e Schadig~~g vor. I.ebe:-:sra~~e:1 Ir. qeschG~zte:-: 
9) StGB :81: 
96 StGR 
Gebletec. " .. . , SteR 
98 StGB 
99 StGr, 
108 StGB 
1 0 : St(;B 
102 StGll 
103 StGH 
1C4 StGB 
105 SlGB 
106 StGFl 
107 StGB 
108 StGB 
109 SlGB 
1:0 StGR 

: 8 1 h 

:82 Andere Gefahrdunge:i des 710r- oder P~:anzcnbesta~des 
:85 L~ftplrdterle 
:8E Vorsatzllche Ge~ahrdGr.q dPf SicherheIt der ~utttdhr: 
:8"1 Hl:ider·jr.q der Bei<ar;,p~~:)(l e:r.er ::;c!;,e:r:;,;e:a!"-:r 
l89 St.crllng e::;,er Rellgl()~Sal~sunl~r.g 

:~2 ~ehrfache Ehe oder elr.ge~rager.0 P~rtnerschaft 
: 93 E~etal1sc:h:"C; 

:93a Part:ierscha~tstauschu:1g 

:94 Verbolene Adopl,onsverm'll:ung 
:95 KIndesentzIehung 
:98 Verletl~ng der Crlterhdltsp~llc~lt. 
2CO U:iterschleb~ng eInes Klr.des 
20: Vergewd1l1g~ng 
202 GeschlechtlIche Notiq~nq 

1~' StGR 205 Sexueller MIssbrauch e:ncr wchr:osen oder psych:sch 
bee:~tracr.tIqten Person 
1,2 StGIl 206 Schwerer sex\lP11er M1ßbrallCh vor. Unmc:r.d'qen 
1 1 3 StGR 
114 St.GB 
1 ~ J StGR 
1 , 6 StGR 
117 StGB 
1 1 8 st.C;p, 
119 St.CB 
120 StGB 

20" Sextleller MIJbrauch von Cnm~ndlgen 
207a Pcrnogrdphische Jarstellllngcn MIndcr~ahrl(Jer 
20"lb Sexueller MIssbrauch von Jugendlicher: 
708 SIttlIche Gcfahrdunq von Personen unter sechzehn Jdtlren 
208a Anbah:iung von Sexudlkontdkte~ zu Un~\~ndlgpn 
n1 Rlutschande 
212 MIßbratlCh eInes Aut.orlt.atsvcrhaltnlsses 
213 Kuppelei 
214 ~nt.gel:.llche Vermittlung von Sexua1ko~takten mIt 

!'-11nder]ahr!qen 
121 St.GB 

122 StGH 215 Zufuhren Zllr PrC)stitlltlon 
123 StGR 21Sa Forderung der ProstItutIon und pornogrdptlis{:tler 
Darbietungen MlnderJahriger 
124 StGB 216 Zuhaltere, 
125 StGB 217 GrenzuberschrPlt.endpf Prostltlltionshandel 
126 StGB 222 Tierqualerei 
12'1 StGB 223 Urkundenfalschung 
128 StGS 224 Falschung besonders geschlitzter Urkunden 
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129 StGB 224a Annahme, Weitergabe oder Besitz falscher oder 
verf31schter besonders geschützter Urkunden 
130 StGB 225 F31schung öffentlicher Beglaubigungszeichen 
131 StGB 225a Datenf31schung 
132 StGB 227 Vorbereitung der F31schung öffentlicher Urkunden oder 
Beglaubigungs zeichen 
133 StGB 228 Mittelbare unrichtige Beurkundung oder Beglaubigung 
134 StGB 229 Urkundenunterdrückung 
135 StGB 230 Versetzung von Grenzzeichen 
136 StGB 232 Geldf31schung 
137 StGB 233 Weitergabe und Besitz nachgemachten oder verf31schten 
Geldes 
138 StGB 234 Verringerung von Geldmünzen und Weitergabe verringerter 
Geldmünzen 
139 StGB 235 Ansichbringen, Verheimlichen oder Verhandeln des 
Münzabfalls 
140 StGB 236 Weitergabe von Falschgeld oder verringerten Geldmünzen 
141 StGB 237 F31schung besonders geschützter Wertpapiere 
142 StGB 238 Wertzeichenf31schung 
143 StGB 239 Vorbereitung einer Geld-, Wertpapier- oder 
Wertzeichenf31schung 
144 StGB 241 Geld, Wertpapiere und Wertzeichen des Auslands 
145 StGB 241a F31schung unbarer Zahlungsmittel 
146 StGB 241b Annahme, Weitergabe oder Besitz falscher oder 
verf31schter unbarer Zahlungsmittel 
147 StGB 241c Vorbereitung der F31schung unbarer Zahlungsmittel 
148 StGB 241e Entfremdung unbarer Zahlungsmittel 
149 StGB 241f Annahme, Weitergabe oder Besitz entfremdeter unbarer 
Zahlungsmittel 
150 StGB 242 Hochverrat 
151 StGB 244 Vorbereitung eines Hochverrats 
152 StGB 246 Staatsfeindliche Verbindungen 
153 StGB 248 Herabwürdigung des Staates und seiner Symbole 
154 StGB 249 Gewalt und gef3hrliche Drohung gegen den Bundespr3sidenten 
155 StGB 250 Nötigung eines verfassungsm3ßigen Vertretungskörpers, 
einer Regierung, des Verfassungsgerichtshofs, des Verwaltungsgerichtshofs 
oder des Obersten Gerichtshofs 
156 StGB 251 Nötigung von Mitgliedern eines verfassungsmaßigen 
Vertretungskörpers, einer Regierung, des verfassungsgerichtshofs, des 
Verwaltungsgerichtshofs oder des Obersten Gerichtshofs oder des 
Pr3sidenten des Rechnungshofs oder des Leiters eines Landesrechnungshofs 
157 StGB 252 Verrat von Staatsgeheimnissen 
158 StGB 253 Preisgabe von Staatsgeheimnissen 
159 StGB 254 Aussp3hung von Staatsgeheimnissen 
160 StGB 256 Geheimer Nachrichtendienst zum Nachteil Österreichs 
161 StGB 257 Begünstigung feindlicher Streitkr3fte 
162 StGB 258 Landesverr3terische F31schung und Vernichtung von Beweisen 
163 StGB 259 Beteiligung an milit3rischen strafbaren Handlungen 
164 StGB 260 Wehrmittelsabotage 
165 StGB 262 Wahlbehinderung 
166 StGB 264 "Verbreitung falscher Nachrichten bei einer Wahl oder 
Volksabstimmung" 
167 StGB 265 Bestechung bei einer Wahl oder Volksabstimmung 
168 StGB 267 Verhinderung einer Wahl oder Volksabstimmung 
169 StGB 269 Widerstand gegen die Staatsgewalt 
170 StGB 274 Landfriedensbruch 
171 StGB 275 Landzwang 
172 StGB 276 Verbreitung falscher, beunruhigender Gerüchte 

173 StGB 277 Verbrecherisches Komplott 
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174 StGB 278 Kriminelle Vereinigung 
175 StGB 278a Kriminelle Organisation 
176 StGB 278b Terroristische Vereinigung 
177 StGB 278c Terroristische Straftaten 
178 StGB 278d Terrorismusfinanzierung 
179 StGB 278e Ausbildung für terroristische Zwecke 
180 StGB 278f Anleitung zur Begehung einer terroristischen Straftat 
181 StGB 279 Bewaffnete Verbindungen 
182 StGB 280 Ansammeln von Kampfmitteln 
183 StGB 281 Aufforderung zum Ungehorsam gegen Gesetze 
184 StGB 282 Aufforderung zu mit Strafe bedrohten Handlungen und 
Gutheißung mit Strafe bedrohter Handlungen 
185 StGB 282a Aufforderung zu terroristischen Straftaten und Gutheißung 
terroristischer Straftaten 

186 StGB 283 Verhetzung 
187 StGB 284 Sprengung einer Versammlung 
188 StGB 286 Unterlassung der verhinderung einer mit Strafe bedrohten 
Handlung 
189 StGB 287 Begehung einer mit Strafe bedrohten Handlung im Zustand 
voller Berauschung 
190 StGB 288 Falsche Beweisaussage 
191 StGB 289 Falsche Beweisaussage vor einer Verwaltungsbehörde 
192 StGB 292 Herbeiführung einer unrichtigen Beweisaussage 
193 StGB 293 Fälschung eines Beweismittels 
194 StGB 295 Unterdrückung eines Beweismittels 
195 StGB 297 Verleumdung 
196 StGB 299 Begünstigung 
197 StGB 300 Befreiung von Gefangenen 
198 StGB 301 Verbotene Veröffentlichung 
199 StGB 302 Mißbrauch der Amtsgewalt 
200 StGB 304 Bestechlichkeit 
201 StGB 305 Vorteilsannahme 
202 StGB 306 Vorbereitung der Bestechlichkeit oder der Vorteilsannahme 
203 StGB 307 Bestechung 
204 StGB 307a Vorteilszuwendung 
205 StGB 307b Vorbereitung der Bestechung 
206 StGB 308 Verbotene Intervention 
207 StGB 310 Verletzung des Amtsgeheimnisses 
208 StGB 311 Falsche Beurkundung und Beglaubigung im Amt 
209 StGB 312 Quälen oder Vernachlässigen eines Gefangenen 
210 StGB 313 Strafbare Handlungen unter Ausnützung einer Amtsstellung 
211 StGB 315 Erschleichung eines Amtes 
212 StGB 316 Hochverräterische Angriffe gegen einen fremden Staat 
213 StGB 319 Militärischer Nachrichtendienst für einen fremden Staat 
214 StGB 320 Verbotene Unterstützung von Parteien bewaffneter Konflikte 
215 StGB 321 Völkermord 
216 ADBG 2007 22a Anti-Doping-Bundesgesetz 2007 - Gerichtliche 
Strafbestimmungen 
217 AktG 255 Aktiengesetz - Strafbestimmung 
218 ArtHG 2009 7 Artenhandelsgesetz 2009 - Gerichtlich strafbare 
Handlungen 
219 AEG 7 Ausfuhrerstattungsgesetz 
220 AußHG 2005 37 Außenhandelsgesetz - Gerichtlich strafbare Handlungen 
221 Anti-Personen-Minen 5 Bundesgesetz über das Verbot von Anti
Personen-Minen - Strafbestimmung 
222 AusländerbeschäftigungsG 28c Gerichtlich strafbare Handlungen 
223 Blindmachende Laserwaffen 3 Bundesgesetz über das Verbot von 
blindmachenden Laserwaffen - Strafbestimmung 
224 BörseOG 18 Gesetz vom 4. Jänner 1903, RGBl . Nr . 10 
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225 BorseCG:9 Cese::z vom 4. Jar.~e:r :983, RGB:. ~r. 10 
226 BorseG 48b ~lssbrauch el~er :~slderlnforma:lon 
227 BHAG-G 77 ~uchha1tu~gsage~t~~gesetz - Verschw:egenhe:tspf1lcht. 
S ~ r d f be s'~ l:;~"Tl"..1:'.g 
228 R~':' 1::;: Ba~k\orJese~qesetz 

229 Cevisengesetz 2::::04 12 Ger.:.cht~lche Strafbest :.mrrr"":':lqe:1 

238 CSG 2008 5: Datenverwer.dung in Gewlnn- oder S~~~digu~qsabslch~ 
231 ErdolRMG 23 Erdo~- Bevo:rra~ungs- L:ld Meldeqesetz 1982 
232 E:WCG 2:::10 108 Gerlchtl:ch strafbare Ea:ldl!l:lgPr. - ~:der:rechtllche 

Of:e:1baCl:lg oder Verwertur,q VO:l. CateT'. 
233 :-·.:nSlrG 33 ~'::1a:lzs'.::.rafgese~z - Abgaber . .r . .:n:crzlPhl"::-.l 
714 :;-:r.Sl_!'"l,'S :;-::liCiZs~;a~gesetz - Sc!-'.:-:-.l..:gqf-": :::1::1 E::i.tp;zlehur.q vo:'. 
E.:.r.gangs- oder Ausgangsabgaber. 
230 F:~StrG 37 ,::;a~zstrafgesetz - Abgabec.c.ehlerel 
236 ~·.:nStrG 38 Flna:lZstrafgesetz - Strafe bel gewprbs~aßlge:r 
':'atbegehung 
237 FlnStrG 38a Flnanzstrafgesetz - Strafe bel Begehung als MitglIed 
eIner Bande oder unter Gewaltanwendung 
238 FinStre; 3g Fina;rzstratgesetz - Abgabenbetrug 
239 FlnStrG 248 findnzstrafgesetz - Begunstigung 
240 FlnSt.rG 250 F1nanzstrafgesetz - Falsche Verdacr.t_lg·,l;tg 
241 FinStrG 251 ~'lnanzslrdfgesetz - Ver:etz~ng der dbgabe~rectlllichen 
Ger.elmha:tu~gspf:lcht 

242 f:nSlrG 252 Flndnzstrafgesetz 
243 FPG 114 Fremde~po~lzelgesetz 2005 - Sch:eppere: 
244 F~G 115 Fremder.pollzeigesetz 2G05 - Er::gelt:lcLe Be::..~.:...:'fe zum 
~:;befugte~ Aufenthalt 
245 fPG 116 Fremder.pollzelgesetz 2005 - A~sbe~Lung el:les Fremden 
246 FPG 11"' Fremder:polizeigesetz 2005 - EI~gehen ~~d Vermlttlunq von 
Aufentha:tsehen und Aufenthaltspartnerschafte:l 
247 FPG i!8 Fremdenpollzelgesetz 2005 - Aufenthaltsadoptlcn ~:;d 

Vermlttlung vo~ Aufen:hdl:sadoptlone~ elgenberer~t::..g:er Fremder 
248 FPG ::9 Fremdenpollzeigesetz 2005 - U~rechtma31ge I~anspruc~na~me 

ver. SOZla:(>:! Lelstu:!qe~ 
249 Ger:G 89 Ger:osse~schaf~sgesetz 
25::; :=-;r..b!-1G 122 Gesetz :..:.ber Gese:lschaftei'. -- ... beschrdr.k:.er Haftüng 
2S1 GMG 42 GebrauchsmusterG 
252 Gwe 7~ Gaswlrtschaftsgesetz 
253 GWG 2011 !68 Gaswlrtschaftsgesetz 20:1 - Gerlc~tllche 

S t ra [bes t irrunu r:gen 
254 HausRSchG 4 Gesetz vom 27. Oktober 1862, RGBl. t-;r. 88, zum Schutze 
des 
25:) 
256 

Hausrechtes 
HC'unAufG 10 Helmaufenthaltsgesetz -Verhältnis 
HISchG 22 Halblelterschutzgesetz 

zum Vertretenen 

257 TmmoTnvFG 37 Immoblllen-Investmendfondsgesetz - St~a!'bestlmmungen 

258 In[oS~G 9 :nformationsslcherhe.:.tsgese~z - Gerlcht~~ch strafbare 
Har.d: ' .. lOgen 
259 InvFG :993 44 ::lvestmer:tfoi',dsgese~z 1993 - S:rdfbestl;:-.. ,;~ur.ge:1 
260 I~vFG 2C:: 189 :nvest~en~fondsgesetz 28:: - Ger:cht~lche Strafen 
26: K-Aül; 12 Kar~Lr:er Abgdber.orgar.lsat:oc,sgesetz - Abgabe~hlr.terz:eh·~~g 

262 K-!.Tca 35 Gesc~Jftsordnung des Kar:1tner Landtages -
Strafbest.:mrnu:1ge:1 
2EJ KrlcgsmatG 7 Kr:egs~aterialgesetz 
264 K~G 15 Kdp"~a1marktgesetz 
265 Krlegsgrjbersch~tzgesetz 6 F~rsorge f~r Kr:egsgraber und 
Kr:egsde:1kma:er (2. Weltkrieg} 
266 ~~SVG 81 ~ebens~ltte1s1cherheits- u~d Verb.::-al:~~ersch~tzgese~z -
:-atbes~_a:1de 

26 ' Mar~e~schutzgesetz 191C 6~ St~a!ba~e Ken~ze:chenverletzu~gen 

268 Marke~schutzgesetz :97C E8h 
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269 ~llS~G 7 Ml:i~~rs~rdfgese~z - Nic~tbefo:g~ng des 
E:~ber~fl:~gsbefeh:es 

2",':::: ~llStG 8 :-·1l:1':::a:s:-_ra.fgesetz - t;:1erlaL:b::.e Abw"esen!"'.ei: 
2 _' . . . ~llSt.(i 9 Ml:!ta=s~rafgesetz - Desert!o~ 

2'12 ~:lStG lO M::l~ars~rafgese~z 
D!e~st~~ta::g:!ch~elt 

27] ~:lStC; M~::~ars~=afgese:z 

2'14 M: lStG :? M:: :carscra'gesez 
~:lSt.:; 14 M::~~drs~=afgese~z 
M:LStG 16 M:: ::jrs::afgese~z 

:';:1qe~lor5a:-:". 

7."' l 
278 
2"19 

M: IStG lR Mi: :tjrs~:ilfCJpsP~z 
MllStG 19 MI:ltdr5trdfgese~z 
MllStG 20 Mllltjrstrafgesetz 

ml:ltarlsc:tle Vorgesetzte 

J:e~ste~:z:e~u~g d~r=~ :a~s~:h~~~ 

- Cr.gehorsa:-:-. 
- S~hwerer C~gehorsa~ 

\/era.bred·....::1g Z:l::1 ge::-.e.:..;:s:::r.a::'':''lcr.er. 

- ~Pl:~prp: 

VerdbredL:ng zur ~e:l:ere: 
- C;c~e:nschaf:llc~er Angr:ff duf 

280 MllStG 21 Militarstratqesetz - Verabredung Z·,l.:;1 ger:',einscha.ft:lchen 
Angriff duf mllltarische Vorgesetzte 
281 MllStG 22 Militarstratgesetz - Körperverletzung eines Vorgesetzten 
und tatlic:her Angriff auf eirlen Vorgesetzten 
282 MllSlG 24 Mliltarstrafgesetz - VorsJlzllche Wachverfehlung 
283 MilStCi 26 MilltArstrdfgeselz - Vorsatz:iche PreIsgabe elnes 
~lll~ar~scher. GeheimnIsses 
284 MI:StG 29 Mliitarstrafqesetz - Verstoße gegen die PflIchten z~r 
Meld~r.g ~~d z~r Befeh:subermlttl~ng 

28!) ~l:S':.G 31 ~111tarstrafqesf'tz - M:.::.~_ar:scher :):ebstahl 
286 MllS:G]3 Mlllta:strafgesetz - Ver~ach:asslg~ng der Obsorqep!l.ch: 
28"7 Ml:S:G 34 M:::tarstr~fges0tz - M13bra~c~ der :)ienstste::~~g 
288 Ml:S:G 3~ ~::ltarstraflesetz - Entw~rd:gende 3e~a~d:u~g 

289 Ml:S:G 36 M::ltarstrafgeset.z - Korperver:e~z~~g von J~tergebe~en 
~r.c :a::Icher Ar.qr:~f a~f Unterqebene 
29: ~l:S:~i 38 ~!::tarstrdfgese~_z - f~escr.dere J:e~s~pfl:c~~ver:etz~ng 

E:l:-'.satz 
291 ~~Sch(; 35 ~ustersch~t.zgesetz 1990 
292 NBG B~ Na::ona:bankgese:z :984 
293 NPSG ~ Ger:::::ht:iche Slrdfbesllmmungen 
294 :::::'0 Abg:=;' 9 Oberbsterrelcr.lscr.es A..bgabe:i.qesetz - Verletz:.Jnq der 
abYdbe:lrectltlichen Geheim~ld1t:.Jngspfl:c:ht_ 
29) CJHF-G 43 C~F-Gesetz - S:ratbesti:-:-~'":'".ur.qe:1 

296 Pa~er.~~ 1970 153 Pa~f'ntqesp~z :97J - Strafbare ?a:e~tver:etzur.g 
2 Q " PornoG: ?or~ographlegesetz 

293 Postgesc~z :g~7 30 Ve::c:zu~g dps Pos~ge~e:~;::sses 

299 Pre:sgese:z 1992 1j 

30: PS~ 4: Prl va,st! f:.ur.gs"csct z - Sc ra 'bstlC\::-.c:r.g 
301 Sbg GC-LT 92 Sa1zburqer ~a~d:ags-Gescha~~sordn~~gsgesetz 
J02 Sa~ic-G:1 Sa:;~tlo:;(>~G 2:1J - Ger:..ch:::.c:--.e S:ra~best::-:,.rr.:...I:1:;e:1 

303 SeeSc~FG 4~ Seesch!~tahrtsqesetz - Seera·....:bert:l..'"n 
304 - ~ot:g~~g e:~es Vorgese:zte~ 

30~) - M:3~a~d1u~g el~es Vorqcse:zte~ 

306 - M13handl~ng el~es Vorqeseezten 
307 - Me~te~el :m SChlffsdle~st 
108 - Meuterei 1m SChlffsdlenst 
309 - VerweIgerung des Gehorsdrns 
310 - Mißbrauch der Gewalt durch den 
Vorgesetzten 
311 SeeSchFC 52 Secschiffahrtsgesetz - Pflichtverletzung in BezIehung 
auf Scr-:Iffsurkunden 
3:7 SceSchFG ~J Seeschlttahrtsqesetz - Mißachtung behördllcher 
Anordn~r.gen 

3:,3 S::C 64 SE-Gesetz - Stra:bestun.'":'",ur.gen 
3:4 SMG 27 Suchtmi~~elgesetz - Ur.er:a::bter Umgang ~lt S~ch:g~~ten 
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315 SMG 28 Suchtmittelgesetz - Vorbereitung von Suchtgifthandel 
316 SMG 28a Suchtmittelgesetz - Suchtgifthandel 
317 SMG 30 Suchtmittelgesetz - Unerlaubter Umgang mit psychotropen 
Stoffen 
318 SMG 31 Suchtmittelgesetz - Vorbereitung des Handels mit 
psychotropen Stoffen 
319 SMG 31a Suchtmittelgesetz - Handel mit psychotropen Stoffen 
320 SMG 32 Suchtmittelgesetz - Unerlaubter Umgang mit 
Drogenausgangsstoffen 
321 SpaltG 18 Spaltungsgesetz - Strafbestimmung 
322 SprG 43 Sprengmittelgesetz 2010 - Gerichtlich strafbare Handlungen 
323 StbG 64 StaatsbUrgerschaftsgesetz - Unrechtmäßige Inanspruchnahme 
von sozialen Leistungen 
324 Stmk LAO 239 Steiermärkische Landesabgabenordnung 
325 Tir G UntersuchungsausschUsse 13 Tiroler Gesetz über 
UntersuchungsausschUsse 
326 TAKG 11 Tierarzneimittelkontrollgesetz - Gerichtliche 
Strafbestimmungen 
327 Unterseekabel 4 Gesetz vom 30.3 . 1888, womit strafgesetzliche 
Bestimmungen in Betreff der Sicherung der Unterseekabel getroffen werden 
328 Urheberrechtsgesetz 91 Strafrechtliche Vorschriften 
329 VAG 113 Versicherungsaufsichtsgesetz - Konkurs 
330 VAG 114 Versicherungsaufsichtsgesetz - Versicherungsvereine auf 
Gegenseitigkeit 
331 Verbot von Streumunition 5 Strafbestimmung 
332 VerbotsG 1947 3a verfassungsgesetz vom 8. Mai 1945 über das Verbot 
der NSDAP 
333 
der 
334 
der 
335 
der 
336 
der 
337 
der 
338 
der 
339 
der 

VerbotsG 
NSDAP 

VerbotsG 
NSDAP 

VerbotsG 
NSDAP 

VerbotsG 
NSDAP 

VerbotsG 
NSDAP 

VerbotsG 
NSDAP 

VerbotsG 
NSDAP 

1947 3b verfassungsgesetz 

1947 3d Verfassungsgesetz 

1947 3e Verfassungsgesetz 

1947 3f Verfassungsgesetz 

1947 3g Verfassungsgesetz 

1947 3h verfassungsgesetz 

1947 3i Verfassungsgesetz 

340 Versammlungsgesetz 1953 19a 

vom 8. Mai 1945 über das 

vom 8. Mai 1945 über das 

vom 8. Mai 1945 Uber das 

vom 8. Mai 1945 Uber das 

vom 8. Mai 1945 über das 

vom 8 . Mai 1945 über das 

vom 8. Mai 1945 über das 

341 Vlbg LVG 64 Verfassungsgesetz über die verfassung des Landes 
Vorarlberg - Untersuchungsrecht 
342 WaffG 50 Waffengesetz - Gerichtlich strafbare Handlungen 
343 WG 2001 48 Wehrgesetz 2001 - Umgehung der Wehrpflicht 
344 Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz 25 
345 Wohnhaus-Wiederaufbaugesetz 26 
346 Wr GStG 5 Wiener Getränkesteuergesetz 1992 

Verbot 

Verbot 

Verbot 

Verbot 

Verbot 

Verbot 

Verbot 

347 Wr VGSG 19 Wiener VergnUgungssteuergesetz 2005 - Strafbestimmungen 
348 ZOG 58 Zivildienstgesetz 
349 ZuKG 10 Zugangskontrollgesetz - Eingriff in das Recht auf 
Zugangskontrolle 
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Beilage .IF 

Vorratsdaten 
Geschäftsfälle des 
Rechtsschutzbeauftragten-StPO 

Gesetz §§ 

tGB § 75 

§§ 15. 75 

§§ 83. 84 

§ 89 

§ 99 

§§ 15. 102 

§§ 105. 106 
§§ 15. 105. 
106 
§ 107 

§ 107a 

§§ 15. 124 

§§ 125. 126 

§§ 126a. 126b 

§§ 127 fT 

§§ 15. 127 fT 

§ 131 

§ 134 

§§ 142, 143 
§§ 15. 142. 
143 

I. I. 2013 bis 31. 12.2013 

Angefa llene Rechtssachen 
Gesamtzahl: 354 

Aufgliederung nach Delikten 

Deliktsbezeichnung 

Mord 

versuchter Mord 

Körperverletzung. schwere 
Körperverletzung 
Gefährdung der körperlichen 
Sicherheit 
Freiheitsent zichung 
versuchte Erpresserische 
Entflihrung 
Nötigung. schwere Nötigung 
versuchte Nötigung. versuchte 
schwere Nötigung 

gefährliche Drohung 

beharrliche Verfolgung 

versuchte Au kundschaftung eines 
Geschafts· oder Betriebsgeheimnisses 
zugunsten des Auslands 
Sachbeschädigung schwere 
Sachbeschädigung 

Datenbeschadigung bzw. Störung der 
Funktion fllhigkeit eines 
Com putersystems 

Diebstahl (ge\\ erbsmllßig. sch\\er. durch 
Einbruch. im Rahmen einer kriminellen 
Vereinigung) 

versuchter Diebstahl 

räuberischer Diebstahl 

Unterschlagung 

Raub, schwerer Raub 
versuchter Raub, versuchter 
schwerer Raub 

Anzahl Bemerkungen 

5 I Rs RH auf Ers der eh\\eiz 
I Rs RH aufErs der Siowak Rep 

4 I Rs RH auf Ers Unf(ams 

6 

I 

5 

I 

8 

4 

16 I Rs RH auf Ers der Sch\\eiz 

43 

I 

9 

2 

I Rs RH·Ers ÖSterreichs an Ungarn 

95 I Rs RH auf Ers Liech ten steins 
I Rs RH auf Ers der Slo\\,ak Rep 
2 Rs RH auf Ers Ungarns 

17 

I 

2 

48 I Rs RH auf Ers der Tschech Rep 

4 I Rs RH auf Ers der ßRD 
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Beilage .IF 

Gesetz §§ Deliktsbezeichnung Anzahl Bemerkungen 

§§ 144, 145 Erpressung, schwere Erpressung I 

§§ 15, 144, versuchte Erpressung, versuchte 
5 

145 schwere Erpressung 

§§ 146 fT Betrug (schwer. gewerbsmäßig) 23 I Rs RH auf Ers der BRD 
2 Rs RH auf Ers der USA 

§§ 15, 146 fl) 
versuchter Betrug (schwer. 

7 
. ~ewerbsmäßigl 

§ 148a 
betrügerischer 

8 
Datenverarbeitungsmißbrauch 

§ 153c Vorenthalten von Dienstnchmerbeiträgen I 
zur Sozialversicherung 

§ 153d 
betrOgerisches Vorenthalten von 

I Sozial versicherungs- beiträgen und 
Zusch lägen nach dem BUAG 

§ 156 betrügerische Krida I 

§ 159 
grob fahrlässige Beeinträchtigung 

I 
von Gläubigerinteressen 

§ 164 Hehlerei 7 I Rs RH auf Ers Liechtensteins 

§ 165 Ge ldwäschere i 2 

§ 169 Brandstiftung 
, 
J 

§ 20 1 Vergewaltigung 5 I Rs RH auf Ers Ungarns 

§ 202 geschlechtliche Nötigung I 

§ 206 
schwerer sexueller Missbrauch 

2 
von Unmündigen 

§ 207 
sexueller Missbrauch von 

I 
Unmündigen 

§ 207a 
pornographische Darstellungen 

3 
Minderjähriger 

§ 208 
sittliche GeHihrdung vo n Personen 

I 
unter sechzehn Jahren 

§ 208a 
Anbahnung von Sexualkontakten 

2 
zu Unmündigen 

§§ 15, 208a 
versuchte Anbahnung von 

I 
Sexualkontakten zu Unmündigen 

§ 2 12 
Missbrauch eines 

I 
Autoritätsverhältnisses 

§ 2 15 Zuführen zur Prostitution I 

§ 2 17 
Grenzüberschreitender 

I I Rs RH auf Ers Ungarns 
Prostitut ionshandel 

§ 223 Urkundenfalschung 5 

§ 229 Urkundenunterdrückung 4 

§ 232 Geldfalschung I 

§ 24 1a Fälschung unbarer Zahlungsmittel I 

§ 24 1e 
Entfremdung unbarer 

2 
Zahlungsmitte l 

§ 269 Widerstand gegen die I 
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Beilage .IF 

Gesetz §§ Deliktsbezeichnu~ Anzahl Bemerku~n 

StaatSgewalt 

§ 278 kriminelle Vereinigung 10 

§ 278a Kriminelle Organisation I 

§ 278b Terroristische Vereinigung 3 

§ 278e 
Au bildung rur terroristische 

I 
Zwecke 

versuchte Aufforderung zu terrorist ischen 
I §§ 15, 282a Stra ftaten und Gutheißung terroristischer 

Stra ft aten 

§ 288 fal sche Bewe isa~age I 

§§ 15. 293 
versuchte Fälschung eines 

I 
Beweismillels 

§ 297 Verleumdung 2 

§302 Missbrauch der Amtsgewalt 4 

§ 3 10 Verletzung des Amtsgeheimnisses 2 

§ 3 \3 
strafbare Handlungen unter 

I 
Ausnützung einer Amtsstellung 

ADBG § 22a gerieh tl strafbare Hand lun gen zu 
Z" ecken des Dopings 

3 

DSG § 5 1 gerichtlich st rafbare Handlungen I 

FinStrG § 33 Abgabenhinterziehung 2 

§ 35 Schmuggel und Hinterziehung von 
Eingangs· und Ausgangsabgaben 

I I Rs RH auf Ers von Moldawien 

~37 Abgabenhehlerei 2 

§ 38 gm erbsmaßige Begehung der §§ 33. 35 , 
J 

und 37 

j39 Abgabenbetrug I 

§ 43 verbotene Herstellung von I I Rs RH au f Ers von Moldawien 
Tabakwaren 

§ 44 vorsätzlicher Eingriff in 2 I Rs RH auf Ers von Molda" ien 
Monopolrechte 

~46 Monopolhehlerei I 

FPG § 114 Sch leppere i 8 

MinStG § 4 gerichtl ich strafbare Handlungen I 
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Beilagt .Ir 

Geselz §§ Deliktsbezeichnung Anzahl Bemerkungen 

PSG §4 gerichtlich strafbare Handlungen d..-
Erzeugung. Ein- u Ausfuhr. Überla ung 

I oder VerschafTung 

SMG § 27 unerlaubter Umgang mit Suchtgift 19 I Rs auf Ers d..- Schweiz 

§ 28 Vorbereitung von Suchtgifthandel 5 

§ 28a Suchtgifthandel 35 2 Rs auf Ers d..- Sch"eiz 
I Rs RH aufErs Ungarns 

VerbG § 3g gerichtlich strafbare Handlungen I 

WaffD § 50 gerichtlich st rafbare Handlungen 2 

Verdachtstat bestände 481 
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Ikilage JG 

Vorratsdaten 
Geschäftsfälle des 
Rechtsschutzbeauftragten-StPO 

I. I. 20 13 bis 31. 12.2013 

Erledigte Rechtssachen 
Gesam tzah l: 227 

Aufgliederung nach Ergebnissen 

Iknrag Daten Keine Indere 
ru, hdttn Daten [ried.· 

Auf- l cmcn "" . gung 
• llo.n8 Bell ... , ha nden 

Aufgliederung der erledigten Geschaftsfllile des 105 78 16 28 
RSB nach den, Ergebn is der Enn iulungsmaßnahme 

105 122 
OeilraB Kein Ikitrag zur 

LU' Aufklärung der Straftat 
Auf· 

.tlo.n. 

Summe der erledigten Geschaft sfll ile des RSB 227 

Aufgliederung nach Delikten und Ergebnissen 

Bel1r1a Kein Beitrag rur 
zAu 8..1 Au 11.1 ilrun 

Gesetz §§ Deliktsbezeichnung Bemerkungen I 2 3 4 
ßc llrlg zur Dalen Keine andere 

Au f1\1 hefern [)ale n [ ried. 
~cmcn '0<' -sung 
Bellra handen 

l\~ 

StGB 75 Mord I I I pi : RH· Ersuchen 
ÖSterreichs an Tschech. 
u lowak. Rep; 
Funkzellenauswen ung; 

p 2: RH auf Ersuchen 
Bulgariens; bulgarische 
FestnelDl ummcr 

p 4: RH auf Ersuchen 
der Siowak. Rep .. 
Aufhebung der 
Ikwi II igung durch OLG 
Wien (iksch\\ des 
RB). 
Auskun ftszeitraUtn vom 
RH- Ersuchen nicht 
gedeckt 

15. -ersuchter Mord 2 Sp 4: I Rs I Aufhebung 
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Ikilag • ./G 

Ikllrag Kein Beitrag LlJr 
zAulU Aufkillrun 

Gesetz §§ Deliklsbezeichnung Bemerkungen 
I 2 3 4 

!kIlnS zur OIten Keine Inderc 
Auß.1 liefern Dalen Erlcd. 

~c,"cn ' (W- ~guns 

Ben" handco 

• 
75 der Ikwilligung durch 

OLG Innsbruck (lkschw 
des RB). 
Funkzellenaus\\ertung 

I Rs Keine 
Durch ftlhrung_ 
Ausforschung minels 
DNA 

83, Körperverletzung, schwere 3 I 
84 Körperverletzung 

86 Körperverletzung mit I 
tödlichem Ausgang 

99 Freiheil5enlZiehung 1 

105. Öligung. sch\\ere 2 2 
106 NÖligung 

15, versuchte Öligung 1 1 1 p 3: IP-Adressen 
105 

107 geflthrliche Drohung 3 2 

107a beharrliche Verfolgung 16 4 6 p 2: davon I Rs 
Anordnung des LG t 
Graz 

p 4: I Rs Aufhebung 
durch OLG Graz 
(Beschw des RSB), IP-
Adresse; 

je I Rs Anordnung 
des LGSt Graz und des 
LG Krems 

I Rs keine 
Durchfilhrung der 
Anordnung 

125, ach beschädigung, 2 1 
126 schwere 

Sachbeschädigung 

127 Diebslahl (gewerbsmäßig, 39 23 7 10 
Sp I: I Rs RH-Ersuchen 

fT schwer. durch Einbruch. 
Osterreichs an Ungarn 

im Rahmen einer 3 Rs IM EI-

kriminellen Vereinigung) Rasterung 
IRs 

Funkzellenaus\\ertung 

p 2: 3 Rs IMEI-
Rast.rung 

5Rs 
Funkzellenaus\\ertung 

p 3: I RH- ache auf 
Ersuchen Ungarns 

2 Rs IME I-
Rasterung 
Sp 4: I RH-Ersuchen 
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B<ilage JG 

(kIlnI ~ein Beitrag rur 
7.Auß.1 Auflillrun 

Gesell §§ Deliktsbezeichnung Bemerkungen 
I 2 3 4 

Bellrag lur Dal~n ~CIOC Inderc 
Auß.1 herern Daten I riech 

"c,,'cn , "'. ·gU"g 
Iklln handen 

• 
Osterreichs an 
Rumän ien. keine 
Ergebnisse eingelangt 

2 Rs Aufhebung 
der 13e\. iliigung durch 
OLG Linz (Besch\\ des 
RB). 
Funkzellenaus\\ertung 

I Rs Aufhebung 
der 13e\"iIi igung durch 
OLG Wien (Beschw des 
RB). Verletzung der 
Kon~retisierungspflicht 

I Rs Zeitraum vor 
1.4.2012 

I Rs keine 
Bewiliigung der 
Maßnahme durch LG SI. 
POlten 

133 Veruntreuung I 

142. Raub. sch\\erer Raub 12 10 4 2 Sp I: I Rs IMEI· 
143 tandort 

IRs 
Funuelienaus\\ertung 

p 2: 5 Rs IMEI-
Raslerung 

3Rs 
Funuelienaus\\ertung 

p 3: I Rs IMEI-
Raslerung 

I Rs IP·Adresse 
p 4: I Rs LGSI Wien 

I Rs Keine 
Durchfilhrung. D A· 
Beweis war ausreichend 

15. versuchle Erpressung 2 I 2 Sp 4: Einbeziehung in 
144 anderes Verfahren 

146 Betrug (sch\\er. 7 9 I pi: I Rs IP-Adresse 
fT g.\\.rbsm ßig) IRs 

Funuelienaus\\enung 
p 2: 2 RH·Sachen auf 

Ersuchen der U A 
I Rs I P·Adresse. 

E·Mail-Acounl 
IRsFestnetz· r .. 

passiv 
p 4: I Rs Anordnung 

durch LGSI Graz 

15. ,ersuchler Betrug (sch\\er. I 2 Sp I: I Rs IM EI-
146fT ge\\erbsm~ßig) Rasterung: Festnetz. 

Sp 2: I Rs Feslnelz. 
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Beilage JG 

lkll"" Kein Beitrag zur 
1.Aufld Aufklärun 

Gesetz §§ Delikt bezeichnung Bemerkungen 
I 2 3 4 

ßclll1llZUr Dal~n Keine: .ndere 
Aul\l I~fern o.ten [ried. 

~Ctncn , "'. -guna 
1k.1Ia handen 

.ß. 
passiv 

148a betrUgerischer Daten· 2 I I Sp 3: Festneu 
verarbeitungsmissbrauch p 4: Keine 

Durchführung, 49 Ip· 
Adressen 

164 Hehlerei 3 2 
169 Brand ti flung I Sp 2: RH auf Ersuchen 

Bulgariens 

201 Vergewaltigung 2 I pi : t RH· ache auf 
Ersuchen Ungarns 

15, versuchte Vergewaltigung 
201 

202 geschlechtliche Nötigung I 

206 SCh"CfCf sexueller "hssbnuch 2 Sp I: I Rs Entlastung 
\on UnmOnd.gen des Beschuldigten 

208 sillliche Getllhrdung von I 
Personen unter 16 Jahren 

208a Anblihnun, von Scxullkonll"ttn 
mit UnmündlM,cn 

I 

212 Missbrauch eines I I Sp 4: Auskuntlszeilraum 
A utoritAtsverha Iln isses vor 1.4.20 t2 

217 grenzUberschreitender I Sp I: RH·Sache auf 
Prostitutionshandel Ersuchen Ungarns 

229 UrkundenunterdrUckung I I I 

241a Fälschung unbarer I 
Zahlun~smillel 

241e Entfremdung unbarer 2 I I 
Zahlungsmittel 

254 Aussplhung 'on I I p 4: Widerruf der 
SlUl.scchclmnl.s~n Anordnuna 

256 Gd~lntt .c:hnchtC'ndlC=nst zum I I p 4: Widerruf der 
achtel! Osterrcteh AnordnunR 

269 '" Idcrstand leien die 
Staatsge","alt 

I 

278 kriminelle Vereinigung I Sp I: 
Funk.zellenauswertung. 

278b terroristische Vereinigung I p 2: RH· ache auf 
Ersuchen Bulaariens 

288 falsche Beweisaussage I I I Sp I: IMEI·Rasterung 

293 rllschung ("Ines ßc"clsmlllc!S I I p 4: Anordnung des 
LGSt Graz 

297 Verleumdung I I I I Sp 4: Anordnung des 
LGSt Graz 
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Beilage JG 

Beitrag Kein Beitrug '-Ur 
zAuß.1 Aufkl3rlln 

Gesetz §§ Delik tsbezeichnung Bemerkungen I 2 3 4 
lkllrag zur ()alen Keine andere 

Auß.l liefern Ollen ~rtcdl 
J..Clncn ''''- -gU"a 
lkltra kandcn 

g 

298 Voniuschungcmn mit Strafe 
bedrohten Iflndlung 

1 1 Sp I: IMEI-Rasterung 

302 Missbrauch der 3 1 2 p 2: I Rs mit 2 E-Mail-
Am tsgewah Acounts 

p 4: I Rs Widerruf der 
Anordnung 

I Rs Aufhebung 
der Bew durch OLG 
Wien Ober Besch\ des 
RSB 

304 Bestechlichkeit 2 

307 Bestechung 1 
3 10 Verletzung des 1 Sp 4: I Rs Aufhebung 

Am tsgeheimn isses der Bewi 11 igung durch 
OLG Wien (Beschw des 
RB), "egen 
Unverh31tnism3ßigkeit 

AO B 22a 1 1 Sp 4: Keine 

G Durchfilhrung der 
Anordnung. nur TÜ 

FPG § 114 Schlepperei , 
1 I J 

SMG § 27 unerlaubter Umgang mi t 7 2 1 p 4: Auskunftszeitraurn 
Suchtgift vor 1.4.2012 

§ 28 Vorberei tung von 1 
Such tgifihandel 

§ 28a Suchtgifthandel 15 16 1 1 p I: I Rs IME I-
Ra t.rung 

p 4: Widerruf der 
Anordnung 

VerdachtSl.tbestllnde 143 90 23 36 

143 149 
Beitrag zur Kein Beitrag zur 
Auß.l!rung AufklBrung der 

Straftat 

Summe der Verdachtstatbestllnde 292 
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